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Bekanntmachung der Beschlüsse des Jugend-
hilfeausschusses in der 1. Sitzung am 25.09.2014
1.  Wahl des Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses
 Beschluss  01/2014

Der Jugendhilfeausschuss wählt Herrn Ulli Schäfer zum Vorsitzenden des 
Jugendhilfeausschusses.
Abstimmergebnis:
einstimmig angenommen
Ja 10  

2.  Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses
 Beschluss  02/2014

Der Jugendhilfeausschuss wählt Herrn Mike Stieber zum stellvertreten-
den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses.
Abstimmergebnis:
mit Mehrheit angenommen

3.  Genehmigung der Niederschrift der 15. Sitzung des Jugendhilfe-
ausschusses am 13.11.2013

 Beschluss  03/2014

Der Jugendhilfeausschuss genehmigt die Niederschrift der 15. Sitzung am 
13.11.2013 in der vorliegenden Fassung.
Abstimmergebnis:
mit Mehrheit angenommen
Ja 6  Enthaltungen 4  

4. Anpassung und Neuorganisation der Beratungskapazitäten des 
Angebots der Ehe-, Erziehungs-, Familien- und Lebensberatungs-
stellen im Landkreis Greiz Vorlage: 2362/2014

 Beschluss  04/2014

Der Jugendhilfeausschuss beschließt die Anpassung und Neuorganisation 
des niedrigschwelligen Beratungsangebotes der Ehe-, Erziehungs-, Fami-
lien- und Lebensberatungsstellen im Landkreis Greiz an die realen Bevöl-
kerungsstrukturen für Kinder und Jugendliche sowie junge Volljährige bis 
21 Jahren im Landkreis Greiz. Im Ergebnis dessen können pro Sozialraum 
annähernd gleiche Beratungskapazitäten ab 2015 zur Verfügung gestellt 
werden.
Abstimmergebnis:
mit Mehrheit angenommen
Ja 8  Enthaltungen 2  

5.  Antrag auf Anerkennung des Vereins we4kids e.V. als Träger 
der freien Jugendhilfe nach § 75 Sozialgesetzbuch VIII (KJHG) 
Vorlage: 2364/2014

 Beschluss  05/2014

Der Jugendhilfeausschuss erkennt den Verein we4kids e.V. als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 Sozialgesetzbuch VIII (KJHG) an. 
Abstimmergebnis:
einstimmig angenommen
Ja 10  

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Bekanntmachung des
Beschlusses des Ausschusses für Schule, Kultur 

und Sport vom 01.10.2014
1  Vergabe von Fördermitteln im Bereich Sport - Förderung des 

Sportstättenbaus der Vereine
 Vorlage: 2371/2014
 Beschluss  09/2014

Gemäß der Sportförderrichtlinie des Landkreises Greiz bewilligt der Aus-
schuss für Schule, Kultur, Sport des Kreistages Greiz im Bereich der För-
derung des Sportstättenbaus der Vereine, entsprechend der Vorlage, dem 
Köstritzer Sportclub e. V. einen Zuschuss in Form einer Anteilsfinanzie-
rung in Höhe von 1.000,00 €.

Die Förderung erfolgt vorbehaltlich der Sicherung der Gesamtfinanzie-
rung des Projektes.
Abstimmergebnis:
einstimmig angenommen
Ja 5  

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Bekanntmachung der Beschlüsse des Bau- und 
Vergabeausschuss am 10.11.2014

1  Genehmigung der Niederschrift der 6. Sitzung des Bau- und Ver-
gabeausschusses am 13.10.2014

 Beschluss  35/2014

Der Bau- und Vergabeausschuss genehmigt die Niederschrift der 6. Sit-
zung des Bau- und Vergabeausschusses am 13.10.2014 in der vorliegen-
den Fassung.
Abstimmergebnis:
mit Mehrheit angenommen
Ja 5  Enthaltung 1  

2  Genehmigung der Niederschrift der 5. Sitzung des Bau- und Ver-
gabeausschusses am 29.09.2014

 Beschluss  36/2014

Der Bau- und Vergabeausschuss genehmigt die Niederschrift der 5. Sit-
zung des Bau- und Vergabeausschusses am 29.11.2014 in der vorliegen-
den Fassung.
Abstimmergebnis:
mit Mehrheit angenommen
Ja 5  Enthaltung 1  

3  Vergabe der Leistung Beschaffung von Lizenzen zur Software-Pfle-
ge für Novell Open Enterprise Server und Novell ZENworks  für 
das Landratsamt Greiz Vorlage: 2395/2014

 Beschluss  37/2014

1.  Der Bau- und Vergabeausschuss vergibt die Leistung Beschaffung von

1.  Novell ZENworks 11 Softwarewartung für 671 Lizenzen für  
12 Monate

2. Novell Open Enterprise Softwarewartung für 671 Lizenzen für  
12 Monate

für das Landratsamt Greiz an die Firma  Cancom GmbH Leipzig.

2.  Die Gründe für die Geheimhaltung entfallen mit der Zuschlagsertei-
lung. Der Beschluss ist danach öffentlich bekannt zu machen.

Abstimmergebnis:
einstimmig angenommen
Ja 6  

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Beschlüsse des Kreis- und Finanzausschusses 
am 11.11.2014

1.  Genehmigung der Niederschrift der 2. Sitzung des Kreis- und 
Finanzausschusses am 09.09.2014

 Beschluss  06/2014

Der Kreis- und Finanzausschuss genehmigt die Niederschrift der 2. Sit-
zung am 09.09.2014 in der vorliegenden Fassung.

Abstimmergebnis:
einstimmig angenommen
Ja 5  
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4.  Überplanmäßige Ausgaben im Deckungskreis 0047 für die Über-
nahme von Elternbeiträgen der Kindertagesstätten und Eingliede-
rungshilfen in Höhe von insgesamt 130.000 EUR

 Vorlage: 2397/2014
 Beschluss  07/2014

Der Kreis- und Finanzausschuss beschließt überplanmäßige Ausgaben im 
Deckungskreis 0047 in den folgenden Haushaltsstellen:

1. 45400.77140 Hilfen in Kindertagesstätten – 
 Übernahme von Elternbeiträgen 30.000 € 
  
2. 45590. 76290 Eingliederungshilfe außerhalb 
 von Einrichtungen nach § 35a SGB VIII 50.000 €

3. 45610. 77001 Eingliederungshilfe innerhalb 
 von Einrichtungen nach § 35a SGB VIII 50.000 €

Die Deckung der o. g. Mehrausgaben erfolgt durch Minderausgaben i. 
H. v. 130.000 € in der Haushaltsstelle 48200.78310 - Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach SGB II - Leistungen für Unterkunft und Heizung an 
Arbeitsuchende nach § 22 Abs. 1 SGB II.

Abstimmergebnis:
einstimmig angenommen
Ja 5  

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Bekanntmachung zur Möglichkeit der 
Einsichtnahme der Jahresabschlüsse für das 

Geschäftsjahr 2013 der kommunalen 
Unternehmen des Landkreises Greiz

1. Der Kreistag des Landkreises Greiz hat in seiner Sitzung am 09.12.2014 
folgendes beschlossen:

 Die geprüften Jahresabschlüsse der nachfolgend aufgeführten Unter-
nehmen wurden durch den Kreistag beschlossen. Alle Jahresab-
schlüsse erhielten den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der 
Abschlussprüfer.

 • Kreiskrankenhaus Greiz GmbH
 • Kreiskrankenhaus Schleiz GmbH
 • Kreiskrankenhaus Ronneburg - Fachklinik für Geriatrie GmbH
 • Pflegeheim Ronneburg GmbH
 • PRG Personen- und Reiseverkehrs GmbH Greiz
 • RVG Regionalverkehr Gera/Land GmbH
 • GRZ Service- und Verwaltungsgesellschaft mbH
 • „Umwelt“ Entsorgungs- und Straßenservice GmbH 
 • Medizinisches Versorgungszentrum der Kreiskrankenhaus Greiz 
          GmbH – Poliklinik Greiz GmbH
  
2. Die Jahresabschlüsse 2013 und die Lageberichte liegen zur Einsicht an 
 7 Tagen öffentlich im Landratsamt Greiz, Haus II, Dr.-Scheube-Straße 6, 
 Sachgebiet Wirtschaft und Fremdenverkehr Zimmer 106

vom 09. Februar bis 17. Februar 2015
 
 montags   von 7.00 bis 15.00 Uhr
 dienstags   von 7.00 bis 17.00 Uhr
 mittwochs   von 7.00 bis 15.00 Uhr
 donnerstags   von 7.00 bis 18.00 Uhr
 freitags   von 7.00 bis 12.00 Uhr

 aus.

Greiz, den 2014-12-23

Martina Schweinsburg
Landrätin des Landkreises Greiz

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Bekanntmachung zur Feststellung des 
Jahresabschlusses 2013 des Eigenbetriebes

1.  Der Kreistag des Landkreises Greiz hat in seiner Sitzung am 09.12.2014 
u. a. folgendes beschlossen:
-  Der geprüfte Jahresabschluss 2013 des Eigenbetriebes Kreisstra-

ßenmeisterei Greiz wird mit einer Bilanzsumme von 2.378.180,09 
Euro und einem Jahresüberschuss in Höhe von 5.473,04 Euro fest-
gestellt. 

-  Der Jahresüberschuss in Höhe von 5.473,04 Euro wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 

-  Der Werkleitung des Eigenbetriebes Kreisstraßenmeisterei Greiz 
wird für das Geschäftsjahr 2013 Entlastung erteilt. 

2.  Der Bestätigungsvermerk des zum Abschlussprüfer bestellten Wirt-
schaftsprüfers DÖNGES + LINKE GmbH für den Jahresabschluss 
2013 lautet:

 „Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und den  Lagebericht der Kreisstraßenmeisterei des Landkrei-
ses Greiz, Zeulenroda, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2013 bis 
31. Dezember 2013 geprüft.

 Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.
 Nach unserer Beurteilung, aufgrund der bei der Prüfung gewonne-

nen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der ThürEBV und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes. Der Lagebericht 
steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

 Gera, den 22.05.2014
      gez. …………..
 „Siegelabdruck“   Wirtschaftsprüfer

3.  Der Jahresabschluss 2013 und der Lagebericht liegen zur Einsicht an 
7 Tagen öffentlich im Landratsamt Greiz, Haus II, Dr.-Scheube-Straße 
6, Sachgebiet Wirtschaft und Fremdenverkehr, Zimmer 106

vom 09. Februar bis 17. Februar 2015 
 montags    von 7.00 bis 15.00 Uhr
 dienstags   von 7.00 bis 17.00 Uhr
 mittwochs   von 7.00 bis 15.00 Uhr
 donnerstags   von 7.00 bis 18.00 Uhr
 freitags   von 7.00 bis 12.00 Uhr

 aus.

Greiz, den 2014-12-23

Martina Schweinsburg
Landrätin des Landkreises Greiz

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Verordnung über das Offenhalten der 
Verkaufsstellen aus besonderem Anlass 

für die Gemeinde Harth - Pöllnitz
Vom 22.Januar 2015

Aufgrund des § 10 Abs. 1-3 des Thüringer Ladenöffnungsgesetzes (Thür-
LadÖffG) vom 24. November 2006 (GVBl. S. 541) zuletzt geändert durch 
das erste Gesetz zur Änderung des ThürLadÖffG vom 21. Dezember 2011 
(GVBl. S. 540) wird durch das Landratsamt Greiz für die Gemeinde Harth 
- Pöllnitz verordnet:
                                                                             

§ 1 
In der Gemeinde Harth – Pöllnitz dürfen die Verkaufstellen an folgen-
den Tagen über den Rahmen der in § 4 Abs. 1 des Thüringer Ladenöff-
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nungsgesetzes bestimmten Schließzeiten hinaus jeweils in der Zeit von 12. 
-18.00 Uhr öffnen:   

24 Jahre Möbelland       -    Sonntag, den 08. Februar 2015
Frühlingsfest                   -    Sonntag, den 12. April 2015

§ 2
Ordnungswidrig im Sinne des § 14 Abs. 1 Nr. 2 ThürLadÖffG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig an den in § 1 freigegebenen Öffnungstagen 
über die freigegebenen Öffnungszeiten hinaus eine Verkaufsstelle geöff-
net hat. Zuwiderhandlungen können mit einer Geldbuße bis zu 5000,00 € 
geahndet werden.   
                                                                                

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.                 
                                                                                
Greiz, den 22.01.2015

Im Auftrag
Eigenrauch                                                                     
                                                                                
Hinweis:                                                                       
Inhaber von Verkaufsstellen, die von dieser Verordnung Gebrauch 
machen, sind im Falle der Beschäftigung von Arbeitnehmern an einem 
Sonn- oder Feiertag verpflichtet, die Bestimmungen des § 12 Thüringer 
Ladenöffnungsgesetz bzw. der §§ 3, 11  und 16 des Arbeitszeitgesetzes 
(ArbZG) zu beachten. 
Dieser Hinweis ist nicht Bestandteil dieser Verordnung.
Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Allgemeinverfügung
zur Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes des Landkreises 

Greiz für die in seiner Trägerschaft befindlichen staatlichen allgemein 
bildenden Schulen ab dem Schuljahr 2014/2015

hier: Staatliche Regelschule „Max Greil“ Weida, 
Rudolf-Alander-Straße 2, 07570 Weida

Vollzug des Thüringer Schulgesetzes (ThürSchulG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. April 2003 (GVBl. S. 238) zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. Januar 2013 GVBl. S. 22,23)

Der Landkreis Greiz erlässt folgende

Allgemeinverfügung:
1.  In den derzeitigen Schulbezirk der Staatlichen Regelschule „Max 

Greil“ in Weida werden mit Beginn des Schuljahres Schuljahr 2014/15 
der Birkenweg sowie die Joseph-Haydn-Straße in Weida aufgenom-
men.

 Der Schulbezirk der Staatlichen Regelschule „Max Greil“ Weida 
umfasst somit ab dem Schuljahr 2014/15 das Gebiet der 

 Stadt Weida mit den nachfolgenden Straßen: Ahornweg, Alexander-
Puschkin-Straße,  Alte Aumaer Straße, Alte Bergaer Straße, Alte 
Teichwitzer Straße, Alte Veitsberger Straße, Am Bahnhof, Am Krä-
henholz, Am Krippenberg, Am Plan, Am Schafberge, Am Schafturm, 
Am Schießberg, Am Wasser, Am Wiesengrund, An der Aumatal-
sperre, An der Aumühle, An der Harth, An der Papiermühle,  An 
der Stadthalle, August-Bebel-Straße, Aumaer Straße, Aumatalweg, 
Bahnhofstraße, Beethovenweg, Berggartenstraße, Bergstraße, Bir-
kenweg, Brauhausgasse, Brüderstraße, Burgstraße, Clara-Zetkin-
Straße, Cronschwitzer Weg, Dörffelstraße, Dornberg, Dorngäßchen, 
Dr.-Josef-Wirth-Straße, Dr.-Rudolf-Breitscheid-Straße, Eichenweg, 
Eisenhammerweg, Enges Gässchen, Erich-Weinert-Straße, Erlenweg, 
Ernst-Thälmann-Straße, Feldstraße, Fichteweg, Flurweg, Forstweg, 
Franckestraße, Franz-Schubert-Straße, Friedensstraße, Friedhof-
straße, Friedrich-Ebert-Straße, Gabelsberger Straße, Gartenstraße, 
Geraer Landstraße, Geraer Straße, Gerberstraße, Goethestraße, Grä-
fenbrücker Straße, Greizer Straße, Grochwitzer Weg, Heinoldshäuser, 
Hermann-Löns-Straße, Hinterm Friedhof,  Hohe Straße, Hoher Weg, 
Hugo-Wachter-Straße, Im Tälchen, In den Nonnenfeldern, Johann-
Sebastian-Bach-Weg, Joliot-Curie-Straße, Joseph-Haydn-Straße, 

Kanalstraße, Karl-Marx-Straße, Kiefernweg, Kirchberg, Kirchplatz, 
Kirchstraße, Köckritzer Weg, Kurze Straße, Lärchenweg, Leitergas-
se, Lessingstraße, Liebsdorfer Eck, Liebsdorfer Straße, Lilienthalweg, 
Lindenweg, Ludwig-Jahn-Straße, Markt, Marktstraße, Matthäus-
Mühlenweg, Mittelstraße, Mozartstraße, Mühlstraße, Neuhof, Neue 
Straße,  Neustädter Straße, Nonnenhof, Nordstraße, Obere Hainstra-
ße, Obere Straße, Oschützweg, Oststraße, Pappelweg, Papiermüh-
lenweg, Paul-Fuchs-Straße, Paul-Quensel-Weg, Petersberg, Peters-
straße, Pfarrstraße, Pfortenstraße, Platz der Freiheit, Poststraße, 
Prießnitzweg, Quellenstraße, Querstraße, Rathenaustraße,  Rosen-
straße, Roßmäßlerweg, Rothmühlstraße, Rudolf-Alander-Straße, 
Sand, Sandstraße, Schänkenbergstraße, Schillerstraße, Schloßberg, 
Schloßmühlenweg, Schloßstraße, Schloßstufen, Schömberger Weg, 
Schreberbergstraße, Siedlungsstraße, Stegstraße, Steinweg, Straße der 
Frohen Zukunft, Straße der Jugend, Theodor-Körner-Straße, Tho-
masstraße, Turmstraße, Uferstraße, Ulmenweg, Untere Hainstraße, 
Untere Straße, Vorwerk-Deschwitz-Gemäuer, Wallstraße, Weststraße, 
Wiedenstraße, Wiesenstraße, Wilhelm-Faber-Straße, Zimmerstraße, 
Zschortaer Weg, Zu den Kastanien, Zur Schwedeneiche und die Orts-
teile Hohenölsen, Schömberg und Steinsdorf

 • Gemeinde Crimla
 • Ortsteil Köckritz/Köfeln der Gemeinde Harth-Pöllnitz
 • Gemeinde Teichwitz 
 • Ortsteile Zschorta und Zossen der Gemeinde Wünschendorf 
 • Gemeinde Zedlitz mit allen Ortsteilen

2.  Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 wird angeordnet.

3.  Diese Verfügung wird an dem der öffentlichen Bekanntmachung fol-
genden Tag wirksam.

Gründe

1.  Als Schulträger ist der Landkreis Greiz für den Erlass dieser Allge-
meinverfügung örtlich und sachlich zuständig (§ 41 Abs. 1 Thür-
SchulG, § 3 Abs. 1 ThürVwVfG).

2. Die Straßen Birkenweg und Joseph-Haydn-Straße in Weida sind neu 
entstanden und befinden sich in einem Wohngebiet in 07570 Weida. Es 
handelt sich um Straßen eines Wohngebietes, dessen sämtliche Straßen, 
bevor die beiden hier genannten Straßen errichtet wurden, Bestandteil 
des bestehenden Schulbezirkes der Staatlichen Regelschule „Max Greil“ 
waren. Denn alle Straßen der Stadt Weida bilden den Schulbezirk der 
Regelschule „Max Greil“. Mithin ist es erforderlich auch diese beiden 
Straßen der Stadt Weida, in den Schulbezirk  aufzunehmen.

 Da eine automatische Anpassung der Schulbezirke nicht erfolgt, sind 
die Schulbezirke durch den Schulträger im Sinne des § 14 ThürSchulG 
anzupassen.

3.  Die Anordnung der sofortigen Vollziehung von Ziffer 1 des Beschei-
des gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
erweist sich als notwendig, um zu Beginn des neuen Schuljahres 
einen geordneten Schulbetrieb an dem ausgewiesenen Schulstandort 
sicher zu gewährleisten, insbesondere im Hinblick auf die Schaffung 
der insoweit erforderlichen sächlichen Voraussetzungen.

 Die Interessenabwägung zwischen den für den sofortigen Vollzug 
sprechenden Belangen und den dagegen streitenden Interessen des 
Betroffenen, zunächst von Vollzugsmaßnahmen verschont zu blei-
ben, ergibt ein überwiegendes öffentliches Interesse für die soforti-
ge Vollziehbarkeit der Schulbezirksveränderung. Die im Schulbezirk 
wohnenden schulpflichtigen Kinder sind mit der Aufnahme des neu 
entstandenen Wohngebietes in den bestehenden Schulbezirk berech-
tigt und verpflichtet die Staatliche Regelschule „Max Greil“ Weida zu 
besuchen. 

 Damit wird dem Interesse der Schüler und ihrer Eltern zur Planungs-
sicherheit und Klarheit zum Schulstandort entsprochen. Das beson-
dere Interesse des Schulträgers an der sofortigen Vollziehung der 
Regelung besteht darin, verlässliche Planungen durchführen zu kön-
nen. Im Fall der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen 
die Allgemeinverfügung besteht die Gefahr, dass während des Schul-
jahres die Schulbezirksänderung zu vollziehen wäre. Auch das im Fall 
der aufschiebenden Wirkung zu gewährleistende Fortbestehen des 
derzeitigen Schulbezirks bis zur Rechtskraft der Allgemeinverfügung 
würde für alle Beteiligte Rechtsunsicherheit bedeuten und damit dem 
öffentlichen Interesse widersprechen.
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4.  Nach § 41 Abs. 4, Satz 3 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz 
(ThürVwVfG) gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt innerhalb von 
2 Wochen nach seiner Bekanntmachung als bekannt gegeben und 
damit wirksam. In der Allgemeinverfügung kann allerdings ein hier-
von abweichender Tag, frühestens der auf die Bekanntmachung fol-
gende Tag, bestimmt werden. Von letztgenannter Möglichkeit hat der 
Landkreis Greiz vorliegend Gebrauch gemacht. 

Diese Allgemeinverfügung und ihre Begründung sowie der für die Fort-
schreibung des Schulentwicklungsplanes des Landkreises Greiz für die in 
seiner Trägerschaft befindlichen staatlichen allgemein bildenden Schu-
len gefasste Kreistagsbeschluss und können im Landratsamt Greiz, Dr.-
Rathenau-Platz 11, 07973 Greiz, Haus I, Zimmer 13 während der Sprech-
zeiten eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Landratsamt Greiz, Dr.-Rathenau-Platz 11, 07973 
Greiz einzulegen.

Greiz, den 12. Januar 2015

Landratsamt Greiz 

gez. Martina Schweinsburg    - Siegel – 
Landrätin

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Allgemeinverfügung
zur Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes des Landkreises 

Greiz für die in seiner Trägerschaft befindlichen staatlichen allgemein 
bildenden Schulen ab dem Schuljahr 2014/2015

hier: Staatliche Grundschule „Osterburg“ Weida, 
Gräfenbrücker Straße 6a, 07570 Weida

Vollzug des Thüringer Schulgesetzes (ThürSchulG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. April 2003 (GVBl. S. 238) zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. Januar 2013 GVBl. S. 22,23)

Der Landkreis Greiz erlässt folgende

Allgemeinverfügung:
1.  In den derzeitigen Schulbezirk der Staatlichen Grundschule „Oster-

burg“ in Weida werden mit Beginn des Schuljahres 2014/15 der Bir-
kenweg sowie die Joseph-Haydn-Straße in Weida aufgenommen. 

 
 Der Schulbezirk der Staatlichen Grundschule „Osterburg“ Weida 

umfasst somit ab dem Schuljahr 2014/15 das Gebiet der Stadt Wei-
da mit den nachfolgenden Straßen: Alte Aumaer Straße, Alte Bergaer 
Straße, Alte Teichwitzer Straße, Alte Veitsberger Straße, Am Krip-
penberg, Am Plan, Am Wasser, Am Wiesengrund, An der Stadthalle, 
August-Bebel-Straße, Aumaer Straße, Beethovenweg, Berggarten-
straße, Birkenweg, Brauhausgasse, Brüderstraße, Burgstraße, Cron-
schwitzer Weg, Dornberg, Dr.-Rudolf-Breitscheid-Straße, Enges 
Gässchen, Fichteweg, Franz-Schubert-Straße, Friedensstraße, Gabels-
berger Straße, Geraer Straße, Goethestraße, Gräfenbrücker Stra-
ße, Greizer Straße,  Hohe Straße, Hoher Weg, Im Tälchen, Johann-
Sebastian-Bach-Weg, Joseph-Haydn-Straße, Kanalstraße, Kirchberg, 
Kirchplatz, Kirchstraße, Leitergasse, Lessingstraße, Lilienthalweg, 
Markt, Marktstraße, Matthäus-Mühlenweg, Mittelstraße, Mozart-
straße, Mühlstraße, Neuhof, Neustädter Straße bis Nr. 6/7, Nonnen-
hof, Obere Hainstraße, Obere Straße, Pappelweg, Paul-Fuchs-Straße, 
Paul-Quensel-Weg, Petersberg, Petersstraße, Pfarrstraße, Pforten-
straße, Platz der Freiheit, Poststraße, Prießnitzweg, Quellenstraße, 
Rosenstraße, Roßmäßlerweg, Rothmühlstraße, Sand, Sandstraße, 
Schloßberg, Schloßmühlenweg, Schloßstraße, Schloßstufen, Schre-
berbergstraße, Stegstraße, Steinweg, Turmstraße, Untere Hainstraße, 
Untere Straße, Wallstraße, Wiedenstraße, Zimmerstraße, Zschortaer 
Weg

2.  Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 wird angeordnet.

3.  Diese Verfügung wird an dem der öffentlichen Bekanntmachung fol-
genden Tag wirksam.

Gründe
1. Als Schulträger ist der Landkreis Greiz für den Erlass dieser Allge-

meinverfügung örtlich und sachlich zuständig (§ 41 Abs. 1 Thür-
SchulG, § 3 Abs. 1 ThürVwVfG). 

2.  Die Straßen Birkenweg und Joseph-Haydn-Straße in Weida sind neu 
entstanden und befinden sich in einem Wohngebiet in 07570 Weida. 
Es handelt sich um Straßen eines Wohngebietes, welche ihrer örtli-
chen Lage nach zum bislang bestehenden Schulbezirk der Staatlichen 
Grundschule „Osterburg“ in Weida hinzuzurechnen sind. Es ist nur 
folgerichtig, dass die beiden hinzugekommenen Straßen, zum Schul-
bezirk der Staatlichen Grundschule „Osterburg“ gehören.

 Da eine automatische Anpassung der Schulbezirke nicht erfolgt, sind 
die Schulbezirke durch den Schulträger im Sinne des § 14 ThürSchulG 
anzupassen.

3.  Die Anordnung der sofortigen Vollziehung von Ziffer 1 des Beschei-
des gemäß § 80 Abs.2 Ziffer 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
erweist sich als notwendig, um zu Beginn des neuen Schuljahres 
einen geordneten Schulbetrieb an dem ausgewiesenen Schulstandort 
sicher zu gewährleisten, insbesondere im Hinblick auf die Schaffung 
der insoweit erforderlichen sächlichen Voraussetzungen. 

 Die Interessenabwägung zwischen den für den sofortigen Vollzug 
sprechenden Belangen und den dagegen streitenden Interessen des 
Betroffenen, zunächst von Vollzugsmaßnahmen verschont zu blei-
ben, ergibt ein überwiegendes öffentliches Interesse für die soforti-
ge Vollziehbarkeit der Schulbezirksveränderung. Die im Schulbezirk 
wohnenden schulpflichtigen Kinder sind mit der Aufnahme des 
neu entstandenen Wohngebietes in den bestehenden Schulbezirk 
berechtigt und verpflichtet die Staatliche Grundschule „Osterburg“ 
zu besuchen. Damit wird dem Interesse der Schüler und ihrer Eltern 
zur Planungssicherheit und Klarheit zum Schulstandort entsprochen. 
Das besondere Interesse des Schulträgers an der sofortigen Vollzie-
hung der Regelung besteht darin, verlässliche Planungen durchführen 
zu können. Im Fall der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen die Allgemeinverfügung besteht die Gefahr, dass während des 
Schuljahres die Schulbezirksänderung zu vollziehen wäre. Auch das 
im Fall der aufschiebenden Wirkung zu gewährleistende Fortbeste-
hen des derzeitigen Schulbezirks bis zur Rechtskraft der Allgemein-
verfügung würde für alle Beteiligte Rechtsunsicherheit bedeuten und 
damit dem öffentlichen Interesse widersprechen. 

4. Nach § 41 Abs. 4, Satz 3 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz 
(ThürVwVfG) gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt innerhalb von 
2 Wochen nach seiner Bekanntmachung als bekannt gegeben und 
damit wirksam. In der Allgemeinverfügung kann allerdings ein hier-
von abweichender Tag, frühestens der auf die Bekanntmachung fol-
gende Tag, bestimmt werden. Von letztgenannter Möglichkeit hat der 
Landkreis Greiz vorliegend Gebrauch gemacht. Er hat diesen Zeit-
punkt deshalb gewählt, um die entsprechende Klarheit und Rechtssi-
cherheit zum frühest möglichen Zeitpunkt herbeizuführen.

Diese Allgemeinverfügung und ihre Begründung sowie der für die Fort-
schreibung des Schulentwicklungsplanes des Landkreises Greiz für die in 
seiner Trägerschaft befindlichen staatlichen allgemein bildenden Schulen 
gefasste Kreistagsbeschluss können im Landratsamt Greiz, Dr.-Rathenau-
Platz 11, 07973 Greiz, Haus I, Zimmer 13 während der Sprechzeiten ein-
gesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Landratsamt Greiz, Dr.-Rathenau-Platz 11, 07973 
Greiz einzulegen.

Greiz, den 12. Januar 2015
Landratsamt Greiz 

Martina Schweinsburg    - Siegel – 
Landrätin

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.
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Verordnung
über den geschützten Landschaftsbestandteil

„Am Lerchenberg“   
vom 03.12.2014

Aufgrund des § 29 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes zur 
Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfgesetzes und anderer umweltrecht-
licher Vorschriften vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95) i. V. m. den §§ 
17 Abs. 1, 19 Abs. 3, 20 Abs. 1 und 2 des Thüringer Gesetzes für Natur 
und Landschaft (ThürNatG) und aufgrund des § 107 Abs. 2 Nr. 2 der 
Thüringer Gemeinde- und Landkreisverordnung (Thüringer Kommunal-
ordnung – ThürKO) in der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 
(GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 28. Oktober 2013 
(GVBl. S. 293), verordnet die Landrätin des Landkreises Greiz als untere 
Naturschutzbehörde:

§ 1
Schutzgegenstand, Schutzgebietsgrenzen

(1) Der südlich von Zschippach gelegene, deutlich von der ihn umgeben-
den, intensiv genutzten Agrarlandschaft abgegrenzte, bewaldete Bühre-
grund mit seinen durch ehemaligen Bergbau überformten Randbereichen 
wird unter der Bezeichnung „Am Lerchenberg“ mit der in den Absätzen 2 
und 3 näher beschriebenen Abgrenzung und Größe als geschützter Land-
schaftsbestandteil ausgewiesen.

(2) Der geschützte Landschaftsbestandteil „Am Lerchenberg“ hat eine 
Größe von 10,34 ha.  Er umfasst die nachfolgend aufge führten Flurstücke 
in der Flur 3 der Gemarkung Zschippach, Gemeinde Brahmenau, wobei 
Teilflä chen mit „(t)“ gekennzeichnet sind:

104; 105

und die nachfolgend aufge führten Flurstücke in der Flur 4 der Gemar-
kung Zschippach, Gemeinde Brahmenau, wobei Teilflä chen mit „(t)“ 
gekennzeichnet sind:

123; 124; 125; 126; 131; 133/1; 133/2 (t); 138; 139; 140/2 (t)

(3) Die Grenze des geschützten Landschaftsbestandteils ergibt sich aus 
der Schutzgebietskarte im Maßstab 1 : 2 500. Der Geltungsbereich ist mit 
einer durchbrochenen markierten Linie umrandet. Maßgeblich für den 
Grenzverlauf ist die Eintragung in dieser Karte mit der Innenkante des 
Begrenzungsstriches. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung. 

(4) Die örtliche Lage des geschützten Landschaftsbestandteils ergibt sich 
aus der als Anlage zu dieser Verordnung im Maßstab 1 : 10.000 veröf-
fentlichten Übersichtskarte, in der das Schutzge biet als schraffierte Flä-
che dargestellt ist. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung und dient der 
Unterrichtung über die Lage des Gebietes im Raum. 

(5) Der geschützte Landschaftsbestandteil ist durch amtliche Schilder 
gekennzeichnet. Die Kennzeichnung ist jedoch nicht Voraussetzung für 
die Gültigkeit dieser Verordnung.

§ 2
Schutzinhalt, Schutzzweck

(1) Der sich deutlich aus der umgebenden Agrarlandschaft abhebende 
Bereich am Südhang des Brahmetals wird aufgrund der bestehenden 
Biotop strukturen mit seiner Vegetation, der Flora des Gebietes und der 
Bedeutung für die Fauna als regional bedeutsame Fläche charakterisiert.
Es handelt sich hierbei um ein Biotopmosaik aus einem gehölzbestande-
nen, ehemaligen  Steinbruchgelände (Abbau  von  Dolomitenbänken  des 
Mittleren Zechsteins) und vom Bergbau nicht beeinflussten Hang- und 
Hochflächenteilen, die als Wald,  extensives Grünland und Streuobstwie-
sen genutzt werden. Die Brüche sind weitgehend verfallen, anstehendes 
Gestein ist kaum noch aufgeschlossen. Der südwestliche Bereich ist cha-
rakterisiert durch ein frühlingsgeophytenreiches, laubholzbestandenes 
Kerbtal. 

(2) Zweck der Festsetzung als geschützter Landschaftsbestandteil ist es, 

1. das reich gegliederte Biotopmosaik mit seiner durch menschliche Tätig-
keit und durch natürliche Prozesse entstandenen  Eigenart und Schön-
heit als wichtiges Strukturelement in der landwirtschaftlich überformten 
Umgebung zu erhalten und zu entwickeln,  

2. das auf engem Raum vorhandene wertvolle Mosaik verschiedener Bio-
topstrukturen als  Rückzugs- und Reproduktionsgebiet für eine störungs-
empfindliche Fauna und Flora in einer intensiv bewirtschafteten Umge-
bung zu erhalten und seine weitere Entwicklung abzusichern,

3. das Gebiet als Reproduktions-, Nahrungs- und Refugialhabitat beson-
ders geschützter und zum Teil stark gefährdeter Tierarten zu erhalten und 
zu ent wickeln, 

4. miteinander in Verbindung stehende wertvolle Lebensräume und den 
Austausch der Lebensgemeinschaften untereinander zu sichern und 
somit zum Aufbau eines komplexen Biotopverbundsystems beizu tragen,

5. die Erhaltung und Erweiterung der durch historische Nutzung entstan-
denen strukturreichen  Streuobstwiesen mit ihrem hohen Anteil an alten 
und absterbenden Bäumen einschließlich des stehenden und liegenden 
Totholzes zur Förderung deutschland- bzw. thüringenweit gefährdeter 
Vogel-, Holzkäfer- und Wildbienenarten zu gewährleisten,

6. blütenreiches Grünland in Kombination mit strukturreichen Wald- 
und Gebüschsäumen als Nahrungshabitat für die artenreiche Vogel- und 
Wirbellosenfauna des Gebietes zu entwickeln und zu fördern,

7. die orchideen- und frühjahrsgeophytenreichen Bereiche zu er halten 
und durch gezielte Pflegemaßnahmen zu fördern,

8. die naturnahen Laubwaldbereiche  einschließlich ihrer Boden vegetation 
einer vorrangig natürlichen Entwicklung zu überlas sen (Prozessschutz) 
und im Zusammenhang damit einen hohen Alt- und Totholzanteil als 
Brut- und Nahrungshabitat für baum- und höhlenbrütende Vogelarten 
sowie für Kleinsäuger und holzbewohnende Insektenar ten langfristig zu 
sichern beziehungsweise zu entwickeln,
   
9. naturschutzfachlich begründete Pflege-, Erhaltungs- und Fördermaß-
nahmen zu ermöglichen,

10. gefährdende anthropogene Einflüsse, insbesondere Nutzungs-
änderungen sowie beeinträchtigende Freizeitaktivitäten zu verhindern 
beziehungsweise zu minimieren.        

§ 3
Verbote

(1) Nach § 29 Abs. 2 BNatSchG sind alle Handlungen verboten, die zu 
einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschütz ten 
Landschaftsbestandteils führen können.

Es ist deshalb insbesondere verboten:

1. bauliche Anlagen im Sinne der Thüringer Bauordnung in der jeweils 
gültigen Fassung zu errichten, zu beseitigen oder wesentlich zu ändern 
oder ihre Nutzung wesentlich zu ändern, auch wenn dies sonst keiner 
öffentlich-rechtlichen Erlaubnis bedarf,   

2. Bodenbestandteile abzubauen, Aufschüttungen, Ablagerungen, Gra-
bungen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder die Bodenge-
stalt in sonstiger Weise zu verändern, 

3. Straßen, Wege, Pfade, Steige und Plätze sowie Langlaufloipen neu anzu-
legen oder bestehende zu verändern,

4. Gewässer zu verändern oder zu beseitigen, insbesondere Wasser läufe, 
Wasserflächen oder Tümpel einschließlich deren Ufer sowie den Zu- und 
Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verändern sowie 
Feuchtgebiete zu entwässern, 

5. aus oberirdischen Gewässern Wasser zu entnehmen sowie Grundwas-
ser zu entnehmen, zutage zu fördern oder zutage zu leiten sowie Abwässer 
mit Ausnahme unbelasteter Oberflächenwasser in das Gebiet einzuleiten, 
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6. Masten oder Freileitungen zu errichten sowie Ver- oder Entsor-
gungsleitungen zu verlegen, 

7. die Lebensräume von Tieren und Pflanzen zu stören, nachtei lig zu ver-
ändern oder durch chemische Stoffe oder mechanische Maßnahmen zu 
beeinflussen,

8. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, aufzunehmen, zu 
verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen, Brut- oder Wohnstät-
ten oder Gelege der Natur zu entnehmen oder zu beschädigen,

9. Pflanzen oder Pflanzenteile zu entnehmen oder zu beschädigen, 

10. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen oder Tiere auszuset zen,

11. Wildfütterungen, Kirrungen oder Wildäcker anzulegen,     
     
12. jegliche Flächen umzubrechen, deren Nutzung zu ändern oder Drän-
maßnahmen durchzuführen, 

13. außer dem durch § 4, Abs.1, Pkt. 3 zugelassenen Fall mit minerali-
schen, flüssigen und organischen Mitteln zu düngen, Klärschlämme aus-
zubringen und Pflanzenschutz mittel beziehungsweise Insektizide anzu-
wenden, 

14. Stallmist oder Klärschlämme abzulagern sowie Feldmieten für Silage 
anzulegen, 

15. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Schmuckreisig- und Christ-
baumkulturen anzulegen, 

16. Bäume mit Höhlen und Horsten sowie künstlichen Nisthilfen zu fäl-
len, aufzuarbeiten oder zu entnehmen, 

17. Sachen im Gelände zu lagern und Abfälle abzulagern oder das Gebiet 
in anderer Weise zu verunreinigen, 

18. Inschriften, Plakate, Bild- und Schrifttafeln anzubringen, 

19. eine andere als die nach § 4 zugelassene wirtschaftliche Nutzung aus-
zuüben. 

(2) Ferner ist es verboten:

1. das Gebiet mit Fahrzeugen aller Art einschließlich Fahrrädern oder mit 
Wohnwagen zu befah ren oder diese abzustellen; ausgenommen ist das 
Befahren des Schutzgebietes durch Flächeneigentümer und Nutzungsbe-
rechtigte in Zusammenhang mit den in § 4 zugelassenen Nutzungen,

2. im Gebiet zu reiten,

3. zu zelten, zu lagern, zu lärmen, Flug- oder Fahrzeug modelle aller Art zu 
betreiben, Feuer anzuzünden oder zu unterhalten,

4. Hunde frei laufen zu lassen, ausgenommen Jagdhunde beim Einsatz 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 6,
    

5. frei lebende Tiere zu beunruhigen und zu stören, insbesondere durch 
Aufsuchen, Ton-, Lichtbildaufnahmen oder ähnliche Handlun gen an 
ihren Nist-, Brut-, Wohn- und Zufluchtstätten.

§ 4
Ausnahmen

(1) Ausgenommen von den Verboten nach § 3 dieser Verordnung sind:

1. die zur Erhaltung oder Verbesserung der ökologischen Funkti onen und 
des Landschaftsbildes des geschützten Land schaftsbestandteils von der 
unteren Naturschutzbehörde angeord neten oder zugelassenen Überwa-
chungs-, Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen einschließlich 
Maßnahmen zur Beseitigung oder Minimierung von Störeinflüssen sowie 
wissenschaftliche Untersuchungen zur Qualifizierung beziehungsweise 
Überprüfung des Schutzzie les und von Pflegemaßnahmen,

2. das Aufstellen oder Anbringen von Zeichen und Schildern, die auf den 
Schutz oder die Bedeutung des geschützten Landschaftsbe standteils hin-
weisen, oder von Wegemarkierungen, Ortshinweisen, Warntafeln, Sperr-
zeichen oder sonstigen Absperrungen, wenn die Maßnahmen auf Veran-
lassung oder mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde erfolgen,

3. die extensive Grünland-Bewirtschaftung durch Beweidung oder Mahd 
in der bisherigen Art und im bisherigen flächenmäßigen Umfang ein-
schließlich einer jährlich einmaligen Düngung mit maximal 5 Tonnen 
Stallmist auf dem Flurstück 126, Flur 4 der Gemarkung Zschippach; wei-
tergehende den Schutzzweck berührende Maßnahmen bedürfen des Ein-
vernehmens mit oder der Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde; 
es gilt jedoch § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 bis 14 und 17,
      
4. die dem in § 2 Abs. 2 Nr. 8 formulierten Schutzzweck nicht zuwiderlau-
fende Holznutzung im bisherigen flächenmäßigen Umfang in Form einer 
einzelstammweisen Entnahme unter der Maß gabe, die natürliche Alte-
rung von mindestens 10 dauerhaft mar kierten Bäumen je Hektar Wald-
fläche ab einem Stammdurchmesser von 30 cm in 1,30 m Höhe bis zur 
Zerfallsphase zuzulassen; weitergehende Maßnahmen bedürfen des Ein-
vernehmens mit oder der Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde; 
es gilt jedoch § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 bis 17, 

5. die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung, bei der der Nutzer 
bereit ist, sich zu den zur Erreichung des Schutzzweckes erforderlichen 
oder mit dem Schutzzweck zu vereinbarenden Maßnahmen freiwillig und 
nach Anzeige bei der unteren Naturschutzbehörde zu verpflichten,
        
6. die Ansitzjagd auf Haarwild und die Fallenjagd (Lebendfallen) auf 
Raubwild sowie Maßnahmen des Jagdschutzes gegen Wilderei und in 
Zusammenhang mit verunfalltem und krankge schossenem Wild; wei-
tergehende Formen der Jagd und weitere den Schutzzweck berührende 
Maßnahmen des Jagdschutzes sowie die Neuerrichtung jagdlicher Ein-
richtungen bedürfen des Einverneh mens mit oder der Zustimmung der 
unteren Naturschutzbehörde; es gilt jedoch § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 und 17,
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7. die extensive, dem Schutzzweck dienende Nutzung und Pflege der 
Obstgehölze im Einvernehmen  mit  oder mit Zustimmung der unteren 
Naturschutzbehörde, es gilt jedoch § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 bis 14, 16 und 
17,

8. Maßnahmen zur Gefahrenabwehr oder Verkehrssicherung im Einver-
nehmen oder mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde

(2) Das Einvernehmen ist herzustellen beziehungsweise die Zustimmung 
ist zu erteilen, wenn das Vorhaben mit dem Schutzzweck der Verordnung 
(§ 2 Abs. 2) zu vereinbaren ist oder diese Vereinbarung durch Anordnung 
von Nebenbestimmungen hergestellt werden kann.

§ 5
Befreiungen

(1) Von den Verboten des § 3 kann gemäß § 67 BNatSchG auf Antrag 
Befreiung erteilt werden, wenn 

1.    dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, ein-
schließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig 
ist oder

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzu-
mutbaren Belastung führen würde und die Abweichung mit den 
Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist.

 
(2) Über den Antrag entscheidet die untere Naturschutzbehörde. Die 
Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden.

§ 6
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 1 ThürNatG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig einem Verbot des § 3 zuwiderhandelt.
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 54 Abs. 1 Nr. 6 ThürNatG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig eine vollziehbare Nebenbestimmung in 
Form einer Auflage zu einer Gestattung nach § 4 oder einer Befreiung 
nach § 5 überhaupt nicht, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder nicht 
ordnungsgemäß erfüllt. 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünf-
zigtausend Euro geahndet werden.

§ 7
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt der Beschluss des Rates des 
Kreises Gera, Beschluss-Nr. 55-7/85 vom 03.04.1985 zur Festsetzung der 
Flächennaturdenkmale  „Der Bühregrund“ und „Kalkbruch Zschippach 
(Plantage)“ außer Kraft.

Greiz,  den    03.12.2014

gez. Schweinsburg
Landrätin

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.
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Verordnung
über den geschützten Landschaftsbestandteil

„Das Hegebachtal“   
Vom 03.12.2014

Aufgrund des § 29 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes zur 
Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfgesetzes und anderer umweltrecht-
licher Vorschriften vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95) i. V. m. den §§ 
17 Abs. 1, 19 Abs. 3, 20 Abs. 1 und 2 des Thüringer Gesetzes für Natur 
und Landschaft (ThürNatG) und aufgrund des § 107 Abs. 2 Nr. 2 der 
Thüringer Gemeinde- und Landkreisverordnung (Thüringer Kommunal-
ordnung – ThürKO) in der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 
(GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 28. Oktober 2013 
(GVBl. S. 293), verordnet die Landrätin des Landkreises Greiz als untere 
Naturschutzbehörde:

§ 1
Schutzgegenstand, Schutzgebietsgrenzen

(1) Die etwa 1 km nordwestlich von Hundhaupten am Grunde eines 
Kerbsohlentals gelegene Talaue mit einem strukturreichen Bach, aue-
waldartigen Gehölzbeständen, artenreichen Nass- und Feuchtwiesen, 
Großseggenbülten, einem Kalkflachmoor sowie Teichen mit Wasser- und 
Verlandungsvegetation wird unter der Bezeichnung „Das Hegebachtal“ 
mit der in den Absätzen 2 und 3 näher beschriebenen Größe und Abgren-
zung als geschützter Landschaftsbestandteil ausgewiesen.

(2) Der geschützte Landschaftsbestandteil „Das Hegebachtal“ hat eine 
Größe von 6,1 ha.  Er umfasst die nachfolgend aufge führten Flurstücke 
in der Flur 5 der Gemarkung Hundhaupten, wobei Teilflä chen mit „(t)“ 
gekennzeichnet sind:

70, 71, 7 (t), 8 (t), 10 (t), 63 (t), 64 (t), 66 (t), 67 (t), 68 (t), 69 (t), 1/7 (t), 
1/8 (t)

(3) Die Grenze des geschützten Landschaftsbestandteils ergibt sich aus 
der Schutzgebietskarte im Maßstab 1 : 2.000. Der Geltungsbereich ist mit 
einer durchbrochenen markierten Linie umrandet. Maßgeblich für den 
Grenzverlauf ist die Eintragung in dieser Karte mit der Innenkante des 
Begrenzungsstriches. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung. 

(4) Die örtliche Lage des geschützten Landschaftsbestandteils ergibt sich 
aus der als Anlage zu dieser Verordnung im Maßstab 1 : 10.000 veröf-
fentlichten Übersichtskarte, in der das Schutzge biet mit einer markierten 
Linie durchgehend umrandet ist. Die Karte ist Bestandteil der Verord-
nung und dient der Unterrichtung über die Lage des Gebietes im Raum. 

(5) Der geschützte Landschaftsbestandteil ist durch amtliche Schilder 
gekennzeichnet. Die Kennzeichnung ist jedoch nicht Voraussetzung für 
die Gültigkeit dieser Verordnung.

§ 2
Schutzinhalt, Schutzzweck

(1) Der abgegrenzte Bereich im Kerbsohlental des Hegebachs  wird auf-
grund der bestehenden vielfältigen Biotop strukturen mit seiner Vegetati-
on, der Flora des Gebietes und der Bedeutung für die Fauna als überregi-
onal bedeutsame Fläche charakterisiert.
Es handelt sich hierbei um ein Biotopmosaik aus naturnahen Bachab-
schnitten mit Kolken, Gleitufern und Sedimentbänken, auewaldartigen 
Gehölzbeständen, Nass- und Feuchtwiesen, Teichen mit Wasser- und 
Verlandungsvegetation  und einem von Hochstauden, Großseggen und 
Binsen charakterisiertes Kalkflachmoor.   

(2) Zweck der Festsetzung als geschützter Landschaftsbestandteil ist es, 

1. das reich gegliederte Biotopmosaik mit seiner durch menschliche Tätig-
keit und durch natürliche Prozesse entstandenen Eigenart und Schönheit 
als ökologisch wertvolles Strukturelement in der Kulturlandschaft zu 
erhalten und zu entwickeln,  

2. das in der Bachaue auf engem Raum vorhandene Mosaik verschiede-

ner Biotopausstattungen als Rückzugs- und Reproduktionsgebiet für eine 
störungsempfindliche Fauna und Flora in einer intensiv bewirtschafteten 
Umgebung zu erhalten und seinen Fortbestand zu sichern,

3. das Gebiet als Reproduktions-, Nahrungs- und Refugialhabitat beson-
ders geschützter und stark gefährdeter Tierarten zu erhalten und zu ent-
wickeln, 

4. in Verbindung stehende wertvolle Lebensräume und Lebensgemein-
schaften zu sichern und somit zum Aufbau eines Biotopverbundsystems 
und zur Erhöhung der biologischen Vielfalt beizu tragen,

5. die Erhaltung der durch historische Nutzung entstandenen Teiche 
und Zuflussgräben mit ihren krautreichen Säumen und Verlandungs-
bereichen zur Förderung der Amphibien- und Libellenfauna sowie die 
für kalkreiche Quellstellen und Niedermoore charakteristischen und z.T 
stark gefährdeten Moosarten zu sichern,

6.  abwechslungsreiche Seggen- Binsen- und Hochstaudenfluren sowie 
Orchideen-bestände der Nass- und Feuchtwiesen des Gebietes zu erhal-
ten und zu fördern,

7. den bachbegleitenden  Auenwald einschließlich seiner Boden vegetation 
einer vorrangig natürlichen Entwicklung zu überlas sen (Prozessschutz) 
und im Zusammenhang damit einen hohen Alt- und Totholzanteil als 
Brut- und Nahrungshabitat für baum- und höhlenbrütende Vogelarten 
sowie für Kleinsäuger und holzbewohnende Insektenar ten langfristig zu 
sichern beziehungsweise zu entwickeln,

8. den Erhalt des Brut- und Nahrungshabitates zahlreicher Bundes- und 
Thüringenweit bedeutsamer Vogelarten einschließlich Anhang I Arten 
der EU-Vogelschutzrichtlinie zu gewährleisten, 

9.  das für Fledermäuse bedeutsame Nahrungshabitat und funktionale 
„Bindeglied“ zwischen dem Hegebachtal und der Ortschaft Hundhaupten 
(mit einem nach der FFH-Richtlinie geschützten Wochenstubenquartier 
des Großen Mausohrs) zu erhalten und zu fördern,  
   
10. naturschutzfachlich begründete Pflege-, Erhaltungs- und Fördermaß-
nahmen zu ermöglichen,

11. gefährdende anthropogene Einflüsse, insbesondere Nutzungs-
änderungen sowie  beeinträchtigende Freizeitaktivitäten zu verhindern 
beziehungsweise zu minimieren.        

§ 3
Verbote

(1) Nach § 29 Abs. 2 BNatSchG sind alle Handlungen verboten, die zu 
einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschütz ten 
Landschaftsbestandteils führen können.

Es ist deshalb insbesondere verboten:

1. bauliche Anlagen im Sinne der Thüringer Bauordnung in der jeweils 
gültigen Fassung zu errichten, zu beseitigen oder wesentlich zu ändern 
oder ihre Nutzung wesentlich zu ändern, auch wenn dies sonst keiner 
öffentlich-rechtlichen Erlaubnis bedarf,   

2. Bodenbestandteile abzubauen, Aufschüttungen, Ablagerungen, Gra-
bungen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder die Bodenge-
stalt in sonstiger Weise zu verändern, 

3. Straßen, Wege, Pfade, Steige und Plätze sowie Langlaufloipen neu anzu-
legen oder bestehende zu verändern,

4. Gewässer zu verändern oder zu beseitigen, insbesondere Wasser läufe, 
Wasserflächen oder Tümpel einschließlich deren Ufer sowie den Zu- und 
Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verändern sowie 
Feuchtgebiete zu entwässern, 

5. aus oberirdischen Gewässern Wasser zu entnehmen sowie Grundwas-
ser zu entnehmen, zutage zu fördern oder zutage zu leiten sowie Abwässer 
mit Ausnahme unbelasteter Oberflächenwasser in das Gebiet einzuleiten, 
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6. Masten oder Freileitungen zu errichten sowie Ver- oder Entsor-
gungsleitungen zu verlegen, 

7. die Lebensräume der Tiere und Pflanzen zu stören, nachtei lig zu verän-
dern oder durch chemische oder mechanische Maßnahmen zu beeinflus-
sen,

8. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, aufzunehmen, zu ver-
letzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen, Brut- oder Wohnstätten 
oder Gelege der Natur zu entnehmen oder zu beschädigen,

9. Pflanzen oder Pflanzenteile zu entnehmen oder zu beschädigen, 

10. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen oder Tiere auszuset zen,

11. Wildfütterungen, Kirrungen oder Wildäcker anzulegen,     
     
12. jegliche Flächen umzubrechen, deren Nutzung zu ändern oder Entwäs-
serungsmaßnahmen (Drainage) durchzuführen, 

13. mit mineralischen, flüssigen und organischen Mitteln zu düngen, Klär-
schlämme auszubringen und Pflanzenschutz mittel beziehungsweise Insek-
tizide anzuwenden, 

14. Stallmist oder Klärschlämme abzulagern sowie Feldmieten für Silage 
anzulegen, 

15. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Schmuckreisig- und Christ-
baumkulturen anzulegen, 

16. Sachen im Gelände zu lagern und Abfälle abzulagern oder das Gebiet in 
anderer Weise zu verunreinigen, 

17. Inschriften, Plakate, Bild- und Schrifttafeln anzubringen, 

18. eine andere als die nach § 4 zugelassene wirtschaftliche Nutzung aus-
zuüben. 

(2) Ferner ist es verboten:

1. das Gebiet mit Fahrzeugen aller Art einschließlich Fahrrädern oder mit 
Wohnwagen zu befah ren oder diese abzustellen; ausgenommen ist das 
Befahren des Schutzgebietes durch Flächeneigentümer und Nutzungsbe-
rechtigte in Zusammenhang mit den in § 4 zugelassenen Nutzungen,

2. im Gebiet zu reiten,

3. zu zelten, zu lagern, zu lärmen,  Feuer anzuzünden oder zu unterhalten, 
Flug- oder Fahrzeugmodelle aller Art zu betreiben,

4. Hunde frei laufen zu lassen, ausgenommen Jagdhunde beim Einsatz nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 6,
     
5. frei lebende Tiere zu beunruhigen und zu stören, insbesondere durch 
Aufsuchen, Fotografieren oder ähnliche Handlun gen an ihren Nist-, Brut-, 
Wohn- und Zufluchtstätten.

§ 4
Ausnahmen

(1) Ausgenommen von den Verboten nach § 3 dieser Verordnung sind:

1. die zur Erhaltung oder Verbesserung der ökologischen Funkti onen des 
geschützten Land schaftsbestandteils von der unteren Naturschutzbehörde 
angeord neten oder zugelassenen Überwachungs-, Schutz-, Pflege- und Ent-
wicklungsmaßnahmen einschließlich Maßnahmen zur Beseitigung oder 
Minimierung von Störeinflüssen sowie wissenschaftliche Untersuchungen 
zur Qualifizierung beziehungsweise Überprüfung des Schutzzie les und von 
Pflegemaßnahmen,

2. das Aufstellen oder Anbringen von Zeichen und Schildern, die auf den 
Schutz oder die Bedeutung des geschützten Landschaftsbe standteils hin-
weisen, oder von Wegemarkierungen, Ortshinweisen, Warntafeln, Sperr-
zeichen oder sonstigen Absperrungen, wenn die Maßnahmen auf Veran-
lassung oder mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde erfolgen,

3. die extensive Grünland-Bewirtschaftung in der bisherigen Art und im 
bisherigen flächenmäßigen Umfang; weitergehende den Schutzzweck 
berührende Maßnahmen einschließlich der Reparatur bzw. Instandsetzung 
bestehender Drainageleitungen bedürfen des Einvernehmens mit oder der 
Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde; es gilt jedoch § 3 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 11 bis 14 und 16,
4. die dem in § 2 Abs. 2 Nr. 7 formulierten Schutzzweck nicht zuwider-
laufende Holznutzung in Form von Einzelstammentnahme (außer Höh-
lenbäume und Totholz) sowie Forstschutzmaßnahmen im Einvernehmen 
oder mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde,
5. die landwirtschaftliche Bodennutzung, bei der der Nutzer bereit ist, sich 
zu den zur Erreichung des Schutzzweckes erforderlichen oder mit dem 
Schutzzweck zu vereinbarenden Maßnahmen freiwillig und nach Anzeige 
bei der unteren Naturschutzbehörde zu verpflichten,
6. die Ansitzjagd auf Haarwild sowie Maßnahmen des Jagdschutzes gegen 
Wilderei und in Zusammenhang mit verunfalltem und krank ge schossenem 
Wild; weitergehende Formen der Jagd und weitere den Schutzzweck berüh-
rende Maßnahmen des Jagdschutzes sowie die Neuerrichtung jagdlicher 
Einrichtungen bedürfen des Einverneh mens mit oder der Zustimmung der 
unteren Naturschutzbehörde; es gilt jedoch § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 und 16,
7. die dem in § 2 Abs. 2 Nr. 5 formulierten Schutzzweck nicht zuwider-
laufende extensive Teichnutzung sowie Teichinstandsetzungsmaßnahmen 
im Einvernehmen oder mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde, 
8. Maßnahmen zur Gefahrenabwehr oder Verkehrssicherung im Einver-
nehmen oder mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde.

(2) Das Einvernehmen ist herzustellen beziehungsweise die Zustimmung 
ist zu erteilen, wenn das Vorhaben mit dem Schutzzweck der Verordnung 
(§ 2 Abs. 2) zu vereinbaren ist oder diese Vereinbarung durch Anordnung 
von Nebenbestimmungen hergestellt werden kann.

§ 5
Befreiungen

(1) Von den Verboten des § 3 kann gemäß § 67 BNatSchG auf Antrag 
Befreiung erteilt werden, wenn 
1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließ-
lich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder
2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren 
Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Natur-
schutz und Landschaftspflege vereinbar ist.

(2) Über den Antrag entscheidet die untere Naturschutzbehörde. Die 
Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden.

§ 6
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 1 ThürNatG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig einem Verbot des § 3 zuwiderhandelt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 54 Abs. 1 Nr. 6 ThürNatG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig eine vollziehbare Nebenbestimmung in Form 
einer Auflage zu einer Gestattung nach § 4 oder einer Befreiung nach § 5 
überhaupt nicht, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungs-
gemäß erfüllt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünf zigtausend 
Euro geahndet werden.

§ 7
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt der Beschluss des Rates des 
Kreises Gera, Beschluss-Nr. 55-7/85 vom 03.04.1985 zur Festsetzung des 
Flächennaturdenkmals  „Das Hegebachtal“ außer Kraft.

Greiz,  den 03. Dezember 2014

Schweinsburg
Landrätin

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.
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Bekanntmachung
der  Bestellung von bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfegern im Landkreis Greiz
Für die der Aufsicht des Landratsamtes Greiz unterstehenden Kehrbezir-
ke wurden mit Wirkung vom 01. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2021 
als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger durch das Thüringer Landes-
verwaltungsamt bestellt:

1.  für den Kehrbezirk Greiz -004-
 Herr Jens Meyer
 geschäftsansässig: Fasanerieweg 4, 07580 Ronneburg
 Telefon: 0176-22969565

2.  für den Kehrbezirk Greiz -008-
 Herr Robert Carius
 geschäftsansässig: 07570 Endschütz, Endschütz 58
 Telefon: 0159-01031711

3.  für den Kehrbezirk Greiz -009-
 Herr Uwe Scholz
 geschäftsansässig: 07957 Langenwetzendorf, Am Gutsberg 12
 Telefon: 036625-21177

4.  für den Kehrbezirk Greiz -011-
 Herr Holger Klausnitzer
 geschäftsansässig: 07958 Hohenleuben, Siedlung 16
 Telefon: 036623-23602

5.  für den Kehrbezirk Greiz -012-
 Herr Cris Tegtmeyer
 geschäftsansässig: 07937 Langenwolschendorf, Unteres Dorf 56
 Telefon: 036628-62820

Für den Kehrbezirk Greiz -003- wird der bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfeger Jens Meyer (geschäftsansässig: Fasanerieweg 4, 07580 Ron-
neburg) vorübergehend die Vertretung bis zur Bestellung eines neuen 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegers wahrnehmen. 
 Unter dem Link www.schornsteinfegerinnung-thueringen.de besteht 
die Möglichkeit, den für ein Grundstück zuständigen bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger (vormals Bezirksschornsteinfegermeister) sowie 
weitere Kontaktdaten zu diesem zu ermitteln. 
Bei Fragen können Sie sich auch an die Mitarbeiter des Sachgebiets 
Öffentliche Sicherheit und Ordnung, Gewerbeangelegenheiten und Asyl 
des Landratsamtes Greiz wenden (Telefon: 03661-876646).

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Bekanntmachung
der Beschlussvorlage Nr. 11/2014 der 

Verbandsversammlung des Planungsverbandes 
„Vogtländische Seen“

Der Planungsverband „Vogtländische Seen“ beschließt auf der Grund-
lage der §§ 20, 36 und 37 des Thüringer Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 23. Juli 2013 (GVBl. S. 194) i.V.m. §§ 19 und 55 ff. der Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.01.2003 (GVBl. S.41), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes 
vom 20. März 2014 (GVBl. S. 82, S. 154) in seiner Sitzung vom 18.12.2014 
die Haushaltssatzung 2015 und den Haushaltsplan 2015:

Abstimmungsergebnis:

Zahl der Verbandsräte des Planungsverbandes „Vogtländische Seen“: 3
Zahl der anwesenden Verbandsräte des Planungsverbandes 
„Vogtländische Seen“: 2
Davon stimmberechtigt: 2
Ja-Stimmen: 2
Nein-Stimmen: 0

Stimmenthaltungen: 0
Ungültige Stimmen: 0

Der Beschluss wurde einstimmig angenommen.

gez. Weinlich
Verbandsvorsitzender

Haushaltssatzung des Planungsverbandes 
„Vogtländische Seen“

2015
Der Planungsverband „Vogtländische Seen“ beschließt auf der Grund-
lage der §§ 20, 36 und 37 des Thüringer Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 23. Juli 2013 (GVBl. S. 194) i.V.m. §§ 19 und 55 ff. der Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.01.2003 (GVBl. S.41), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes 
vom 20. März 2014 (GVBl. S. 82, S. 154) in seiner Sitzung vom 18.12.2014 
die Haushaltssatzung 2015 und den Haushaltsplan 2015:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 wird 
hiermit festgesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen
 und Ausgaben mit  53.000,00 €

und im Vermögenshaushalt  in den Einnahmen und
 Ausgaben mit 0,00 €
ab.

§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men sind nicht vorgesehen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden im Vermögenshaushalt nicht fest-
gesetzt.

§ 4
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben werden nicht fest-
gesetzt.

§ 5
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2015 in Kraft.

Zeulenroda-Triebes, den 10.12.2014
Planungsverband „Vogtländische Seen“

Auslegungshinweis:
Die Haushaltssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die Haushaltssatzung des Planungsverbandes „Vogtländische Seen“ für 
das Haushaltsjahr 2015 liegt öffentlich zur Einsichtnahme in der Zeit vom 
09.02. – 23.02.2015 im Geschäftsbereich des Planungsverbandes, in 07937 
Zeulenroda-Triebes, Markt 8, Zimmer 305, zu folgenden Zeiten aus:

Montag  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Dienstag  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Mittwoch  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Freitag  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Am gleichen Ort, ebenfalls zu den Sprechzeiten, besteht gemäß § 57 
Absatz 3 Thüringer Kommunalordnung die Möglichkeit zur Einsichtnah-
me in den Haushaltsplan 2014 bis zur Entlastung und Beschlussfassung 
über die Jahresrechnung dieses Haushaltsplanes.

Stadt Zeulenroda-Triebes, den 12.01.2015

gez. Weinlich
Verbandsvorsitzender
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Bekanntmachung des Planungsverbandes „Vogtländische Seen“
Öffentliche Auslegung des 3. Entwurfes 

des Bebauungsplanes „Strandbad Zeulenroda, Teilbereich 1“
Hiermit wird die öffentliche Auslegung des 3. Entwurfs des Bebauungs-
planes „Strandbad Zeulenroda, Teilbereich 1“ entsprechend § 3 Abs. 2 
BauGB bekannt gegeben. Der Planungsverband „Vogtländische Seen“ hat 
am 18.12.2014 mit Beschluss-Nr. 13/2014 den  3. Entwurf des Bebauungs-
planes „Strandbad Zeulenroda, Teilbereich 1“ gebilligt und zur öffentli-
chen Auslegung bestimmt.

Der Bebauungsplan hat die Revitalisierung der Flächen des ehemaligen 
Strandbades Zeulenroda und die Entwicklung eines touristischen Erho-
lungsraumes am Wasser zum Ziel. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 
ist erforderlich, um die Nutzung des Plangebietes als Freibad, Ferienh-
ausgebiet und ergänzende Erholungsinfrastruktur planungsrechtlich zu 
ermöglichen.

Die Umweltprüfung wurde im Aufstellungsverfahren des Bebauungspla-
nes durchgeführt und ein Umweltbericht ist erstellt worden. Die Ergeb-
nisse der Prüfung wurden in den Bebauungsplan übernommen.

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem folgen-
den Übersichtsplan zeichnerisch als grau hinterlegte Fläche dargestellt. 
Maßgebend für den Geltungsbereich ist allein die zeichnerische Festset-
zung im Bebauungsplan im Maßstab 1:1000 bzw. 1:2000.

Der vom Planungsverband „Vogtländische Seen“ am 18.12.2014 gebil-
ligte und zur Auslegung bestimmte 3. Entwurf des Bebauungsplanes, 
bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und der 
Begründung mit Umweltbericht jeweils in der Fassung vom November 
2014 und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-
lungnahmen liegen in der Zeit

vom Montag, den 16. Februar 2015 bis Freitag, den 20. März 2015

in der Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Fachdienst III, Markt 8 
(Zimmer 305),

07937 Zeulenroda-Triebes 

während der üblichen Dienststunden

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Während dieser Zeit können von jedermann Anregungen schriftlich nie-
dergelegt oder während der o.g. Zeit zur Niederschrift vorgebracht wer-
den. Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB können nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben.

Nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB liegen folgende wesentliche umweltbezoge-
ne Stellungnahmen zur Einsichtnahme vor:

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange
-  Thüringer Landesverwaltungsamt, Schreiben vom 27.06.2012, Thema: 

Wasserschutzgebiet, Überschwemmungsgebiet
-  Landratsamt Greiz, Amt für Umwelt, Schreiben vom 28.06.2012, The-

ma: Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, Immissionsschutz, Belange des 
Bodenschutzes

-  Landwirtschaftsamt Zeulenroda, Schreiben vom 28.06.2012, Thema: 
landwirtschaftliche Nutzflächen

-  Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e.V., Schreiben vom 29.06.2012, 
Thema: landwirtschaftliche Nutzflächen, Uferbereiche, Erfassung Tier- 
und Pflanzenarten

-  Thüringer Forstamt Weida, 02.07.2012, Thema: Waldflächen;

-  Thüringer Landesverwaltungsamt, Schreiben vom 05.11.2012, 
Thema: Überschwemmungsgebiet, naturschutzrechtlicher Aus-
gleich, Ausgleichsmaßnahmen

-  Landratsamt Greiz, Amt für Umwelt, Schreiben vom 06.11.2012, 
Thema: Geschützte Biotope, Eingriffsbilanz und Kompensati-
onsmaßnahmen, Belange des Bodenschutzes

- Landwirtschaftsamt Zeulenroda, Schreiben vom 08.11.2012, 
Thema: landwirtschaftliche Nutzflächen.

Nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB sind folgende Arten umweltbezo-
gener Informationen verfügbar:
- Umweltbericht mit der Beschreibung und Bewertung der 

Umweltauswirkungen auf Natur und Landschaft, Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung, auf den Mensch, seine Gesund-
heit und die Bevölkerung, auf Kultur- und sonstige Sachgüter, 
mit der Status-Quo-Prognose, einer Prognose bei Durchfüh-
rung des Plans, mit Naturschutzrechtlicher Eingriffsbewertung 
und Darstellung der Kompensationsmaßnahmen (Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen), einer artenschutzrechtlichen Bewer-
tung, mit Darlegung der Belange der Waldwirtschaft und der 
Alternativenprüfung

-  Schallimmissionsprognose mit Beschreibung und Bewertung 
der Schallquellensituation und Nutzungszeiten, mit  Ermittlung 
und Bewertung der Geräuschimmission sowie Darstellung von 
Schallschutzmaßnahmen

-  Ergänzende Stellungnahmen zur Schallimmissionsprognose bei 
Änderung der Planungsziele mit Beschreibung und Bewertung 
der geänderten Schallquellensituation sowie mit Ermittlung und 
Bewertung der geänderten Geräuschimmission.

Folgende Untersuchungen und Gutachten liegen dazu vor:
-  Schallimmissionsprognose zum Bebauungsplan Strandbad Zeu-

lenroda, Teilbereich 1, 24.08.2012, Eurofins Umwelt Ost GmbH
-  Stellungnahme zu Änderungen von Planungszielen des Bebau-

ungsplanes „Strandbad Zeulenroda“ in Bezug auf die „Schallim-
missionsprognose zum Bebauungsplan Strandbad Zeulenroda, 
Teilbereich 1“, 27.02.2013, Eurofins Umwelt Ost GmbH

-  Stellungnahme zu erneuten Änderungen von Planungszielen 
des Bebauungsplanes „Strandbad Zeulenroda“ in Bezug auf die 
„Schallimmissionsprognose zum Bebauungsplan Strandbad Zeu-
lenroda, Teilbereich 1“, 14.11.2014, Eurofins Umwelt Ost GmbH

-  Umweltbericht, November 2014, Gesellschaft für Ökologie und 
Landschaftsplanung, GÖL mbH.

Die Untersuchungen und Gutachten können während der übli-
chen Dienststunden in der Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, 
Fachdienst III, Markt 8 (Zimmer 305), 07937 Zeulenroda-Triebes 
eingesehen werden.

Hinweis zu Normenkontrollanträgen gemäß § 47 VwGO gegen 
Bebauungspläne:
Ein Antrag gemäß § 47 VwGO gegen diesen Bebauungsplan ist 
unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht wer-
den, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht 
werden können.

Weinlich
Verbandsvorsitzender
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Bekanntmachung
des Beschlusses aus der öffentlichen Sitzung der 5. Verbandsver-

sammlung des Zweckverbandes TAWEG am 17.12.2014, 09.00 Uhr 
in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes TAWEG

In der öffentlichen Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverban-
des TAWEG wurde folgender Beschluss gefasst:
Beschluss Nr. VV 30/14

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes TAWEG beschließt 
die Haushaltssatzung und den Wirtschaftsplan des Zweckverbandes 
Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung Weiße Elster-Greiz 
(TAWEG) für das Wirtschaftsjahr 2015.

Abstimmungsergebnis:
gesetzliche Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsver-
sammlung
des Zweckverbandes TAWEG:    6
davon anwesend:      4
Ja-Stimmen:      4
Nein-Stimmen:      0
Stimmenthaltungen:     0
Der Beschluss ist angenommen.

Der Beschluss ist angenommen.

Haushaltssatzung
des Zweckverbandes Wasser/Abwasser 

Zeulenroda für das Wirtschaftsjahr 2015
Auf Grund des § 36 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) vom 11.06.1992 (GVBI. S. 232), i. V. 
m. §§ 56 ff der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer 
Kommunalordnung -ThürKO -) vom 16.08.93 (GVBl. S. 501) und der §§ 
13 ff der Thüringer Eigenbetriebsverordnung (ThürEBV) vom 15.07.93 
(GVBl. S. 432) erlässt der Zweckverband Wasser/Abwasser Zeulenroda 
folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2015 
wird hiermit festgesetzt.

Dadurch werden für die 

  Wasserversorgung Abwasserbeseitigung Gesamt
 (in T€)  Plan 2015 Plan 2015 Plan 2015

a) im Erfolgsplan
 - die Erträge 3.459,5 T€ 4.786,0 T€ 8.245,5 T€
 - die Aufwendungen 3.087,6 T€ 4.714,3 T€ 7.801,9 T€

b) im Vermögensplan
 - Mittelherkunft 1.093,3 T€ 4.353,2 T€ 5.446,5 T€
 - Mittelverwendung 1.093,3 T€ 4.353,2 T€ 5.446,5 T€
festgesetzt.

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen (Darlehen) für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen wird für die:

• Trinkwasserversorgung auf 150.000,00 Euro und für die
• Abwasserbeseitigung auf 1.400.000,00 Euro

für das Jahr 2015 festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen für das Jahr 2015 
wird für die

• Trinkwasserversorgung auf 0,00 Euro und für die
• Abwasserbeseitigung auf 0,00 Euro

festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
gaben nach dem Wirtschaftsplan wird auf 2.500.000,00 Euro festgesetzt.

§ 5
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01.01.2015 in Kraft.

Zeulenroda-Triebes, 08.01.2015

     (Siegel)
gez. Dieter Weinlich
Verbandsvorsitzender

Beschluss- und Genehmigungsvermerk
1.  Mit Beschluss Nr.: 07/2015 vom 08.01.2015 hat die Verbandsver-

sammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Zeulenroda die 
Haushaltssatzung für das Wirtschaftsjahr 2015 beschlossen.

2.  Das Landratsamt Greiz genehmigte mit seinem Bescheid vom 
29.01.2015 die genehmigungsbedürftigen Bestandteile der Haushalts-
satzung.

Auslegungshinweis
Der der Haushaltssatzung 2015 beiliegende Wirtschaftsplan für das 
Wirtschaftsjahr   2015 wird beim Zweckverband Wasser/Abwas-
ser Zeulenroda, Alleestraße 9, 07937 Zeulenroda-Triebes ausge-
legt.   Die Auslegung beginnt mit dem Tag nach der Veröffentli-
chung und dauert zwei Wochen an. Sie findet im Kundenzentrum 
des Verwaltungsgebäudes während der folgenden Dienstzeiten statt:  
dienstags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie 12.30 Uhr bis 15.00 Uhr 
donnerstags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr sowie 12.30 Uhr bis 18.00 Uhr
Am gleichen Ort, ebenfalls zu den Sprechzeiten, besteht gemäß § 57 Abs. 
3 Satz 3 Thüringer Kommunalordnung die Möglichkeit zur Einsichtnah-
me des Wirtschaftsplanes bis zur Entlastung und Beschlussfassung über 
den Jahresabschluss dieses Wirtschaftsjahres.

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

6. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Zeulenroda

(BGS-EWS)
Unter Bezugnahme auf die §§ 20 Abs. 2, 37 Abs. 4 des Thüringer Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (GVBl. S. 194, 201) sowie 
der §§ 2, 12 und 14 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. März 2014 (GVBl. S. 82), wird die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckver-
bandes Wasser/Ab-wasser Zeulenroda (BGS-EWS) in der Fassung vom 15. August 2007, zuletzt geändert durch die 5. Satzung zur Änderung der Bei-
trags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung vom 9. Dezember 2013 (Amtsblatt für den Landkreis Greiz Nr. 19 S. 94), wie folgt geändert:

Artikel I
1.  § 13 Abs. 1 Sätze1 bis 3 werden wie folgt geändert:
 „Die Grundgebühr wird bei anschließbaren Grundstücken nach dem Nenndurchfluss (Qn) bzw. dem Dauerdurchfluss (Q3) der verwendeten 

Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr 
nach der Summe des Nenndurchflusses bzw. des Dauerdurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut 
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sind, wird der Nenndurchfluss oder der Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können.“

2.  § 13 Abs. 1 Satz 4 wird Absatz 2 und erhält folgende Fassung:

 „Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Nenndurchfluss (Qn) bzw. mit Dauerdurchfluss (Q3):
 
 • bei Ableitung in die öffentliche Einrichtung mit nachgeschalteter zentraler Kläranlage
 

 bis Qn  2,5 m3/h bzw. Q3  4 m3/h 7,50 Euro/Monat
 bis Qn  3,5 m³/h bzw. Q3 6,3 m3/h 10,50 Euro/Monat
 bis Qn  6,0 m3/h bzw. Q3 10 m3/h  18,00 Euro/Monat
 bis Qn  10,0 m3/h bzw. Q3 16 m3/h 30,00 Euro/Monat
 bis Qn  15,0 m3/h bzw. Q3 25 m3/h 45,00 Euro/Monat
 bis Qn  20,0 m3/h bzw. Q3 25 - 40 m3/h 60,00 Euro/Monat
 bis Qn  50,0 m³/h bzw. Q3 63 - 100 m3/h 150,00 Euro/Monat
 bis Qn  120,0 m³/h bzw. Q3 160 - 250 m3/h 360,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  15,0 m3/h   45,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  40,0 m³/h   120,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  60,0 m³/h   180,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  120,0 m³/h   360,00 Euro/Monat
 Verbund Qn 150,0 m³/h   450,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  180,0 m³/h   540,00 Euro/Monat
 

 • bei Ableitung in die öffentliche Einrichtung ohne zentrale Kläranlage
 

 bis Qn  2,5 m3/h bzw. Q3  4 m3/h 3,75Euro/Monat
 bis Qn  3,5 m³/h bzw. Q3  6,3 m3/h 5,25Euro/Monat
 bis Qn  6,0 m3/h bzw. Q3  10 m3/h 9,00Euro/Monat
 bis Qn  10,0 m3/h bzw. Q3 16 m3/h 15,00Euro/Monat
 bis Qn  15,0 m3/h bzw. Q3  25 m3/h 22,50Euro/Monat
 bis Qn  20,0 m3/h bzw. Q3  25 - 40 m3/h 30,00Euro/Monat
 bis Qn  50,0 m³/h bzw. Q3  63 - 100 m3/h 75,00Euro/Monat
 bis Qn  120,0 m³/h bzw. Q3  160 - 250 m3/h 180,00Euro/Monat
 Verbund Qn  15,0 m3/h   22,50 Euro/Monat
 Verbund Qn  40,0 m³/h   60,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  60,0 m³/h   90,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  120,0 m³/h   180,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  150,0 m³/h   225,00 Euro/Monat
 Verbund Qn  180,0 m³/h   270,00 Euro/Monat“

Artikel II
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Zeulenroda-Triebes, 08.01.2015
           (Siegel)

gez. Dieter Weinlich
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 21 Abs. 4 Thüringer Kommunalordnung (ThürKO):
Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der ThürKO enthalten oder aufgrund der ThürKO erlassen worden 
sind, zustande gekommen, so ist die Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der Bekanntmachung der Satzung gegenüber 
dem Zweckverband unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Wurde eine Verletzung 
nach Satz 1 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Beschluss- und Genehmigungsvermerk
1.  Mit Beschluss Nr. 09/2015 vom 08.01.2015 hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Zeulenroda die 6. Satzung 

zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Zeulenroda (BGS-EWS) 
beschlossen.

2.  Das Landratsamt Greiz als Rechtsaufsichtsbehörde des Zweckverbandes hat die Satzung mit Schreiben vom 19.01.2015 genehmigt.

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.
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6. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung 
des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Zeulenroda

(GS-WBS)
Unter Bezugnahme auf die §§ 20 Abs. 2, 37 Abs. 4 des Thüringer Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (GVBl. S. 194, 201) sowie 
der §§ 2, 12 und 14 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. März 2014 (GVBl. S. 82), wird die Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung des Zweckverbandes Wasser/
Abwasser Zeulenroda (GS-WBS) in der Fassung vom 5. Dezember 2005, zuletzt geändert durch die 5. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 
zur Wasserbenutzungssatzung vom 9. Dezember 2013 (Amtsblatt für den Landkreis Greiz Nr. 19 S. 94), wie folgt geändert:

Artikel I

1.  § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
 „Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss (Qn) bzw. dem Dauerdurchfluss (Q3) der verwendeten Wasserzähler berechnet. Befinden sich 

auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der Summe des Nenndurchflusses 
bzw. des Dauerdurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss oder der 
Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können.“

2.  § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
 „Die Grundgebühr beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer im Monat bei der Verwendung von Wasserzählern mit

                                            Nenn-                                                           Dauer-
  durchfluss (Qn)                                          durchfluss (Q3) Netto                      Umsatzsteuer                 Brutto 
   
 bis   2,5 m3/h  bzw. 4 m³/h 7,50 Euro  0,53 Euro  8,03 Euro
 bis   3,5 m3/h  bzw. 6,3 m³/h 10,50 Euro  0,74 Euro  11,24 Euro
 bis   6,0 m3/h  bzw. 10 m³/h 18,00 Euro  1,26 Euro  19,26 Euro
 bis   10,0 m3/h  bzw. 16 m³/h 30,00 Euro  2,10 Euro  32,10 Euro
 bis   15,0 m3/h  bzw. 25 m³/h 45,00 Euro  3,15 Euro  48,15 Euro
 bis   20,0 m3/h  bzw. 25 - 40 m³/h 60,00 Euro  4,20 Euro  64,20 Euro
 bis   50,0 m3/h  bzw. 63 - 100 m³/h 150,00 Euro  10,50 Euro  160,50 Euro
 bis   120,0 m3/h  bzw. 160 - 250 m³/h 360,00 Euro  25,20 Euro  385,20 Euro
 Verbund   15,0 m3/h    45,00 Euro  3,15 Euro  48,15 Euro
 Verbund   40,0 m3/h    120,00 Euro  8,40 Euro  128,40 Euro
 Verbund   60,0 m3/h    180,00 Euro  12,60 Euro  192,60 Euro
 Verbund   120,0 m3/h    360,00 Euro  25,20 Euro  385,20 Euro
 Verbund   150,0 m³/h    450,00 Euro  31,50 Euro  481,50 Euro
 Verbund   180,0 m3/h    540,00 Euro  37,80 Euro  577,80 Euro

Artikel II
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Zeulenroda-Triebes, 08.01.2015
           (Siegel)

gez. Dieter Weinlich
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 21 Abs. 4 Thüringer Kommunalordnung (ThürKO):

Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der ThürKO enthalten oder aufgrund der ThürKO erlassen worden 
sind, zustande gekommen, so ist die Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der Bekanntmachung der Satzung gegenüber 
dem Zweckverband unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Wurde eine Verletzung 
nach Satz 1 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Beschluss- und Genehmigungsvermerk

1.  Mit Beschluss Nr. 08/2015 vom 08.01.2015 hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Zeulenroda die 6. Satzung zur 
Änderung der Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Zeulenroda (GS-WBS) beschlossen.

2.  Das Landratsamt Greiz als Rechtsaufsichtsbehörde des Zweckverbandes hat die Satzung mit Schreiben vom 19.01.2015 genehmigt.

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.
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3. Satzung 
zur Änderung der Gebührensatzung zur Ent-

wässerungssatzung des Zweckverbandes Trink-
wasserversorgung und Abwasser-

beseitigung Weiße Elster - Greiz (TAWEG)
vom 19.01.2015

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes TAWEG hat aufgrund 
der §§ 20 Abs. 2, 23 Abs. 1 S. 1 des Thüringer Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (Thür-KGG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 2001, S. 290), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. Juli 2013 (GVBl. 2013, S. 194), i. V. m. § 19 Abs. 1 der Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. 2003, S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. März 2014 (GVBl. 2014, S. 82), i. V. m. §§ 2, 10 und 12 des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19.  September 2000 (GVBl. 2000, S. 301), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. März 2014 (GVBl. 2014, S. 82), in ihrer Sitzung am 
24. November 2014 die folgende 3. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes Trinkwasserver-
sorgung und Abwasserbe-seitigung Weiße Elster - Greiz (TAWEG) vom 
11. Februar 2004 (ABl. f. d. LKr. Greiz 2004, S. 47) beschlossen:

Artikel 1
Änderungsbestimmungen

1. § 2 – Gebührenerhebung – erhält folgenden Wortlaut:
 „Der Zweckverband erhebt von angeschlossenen Grundstücken 

Grundgebühren für die Vorhaltung der öffentlichen Entwässerungs-
einrichtung, soweit in die leitungsgebundene Entwässerungsanlage 
Schmutzwasser ohne oder mit Vorreinigung eingeleitet werden kann. 
Er erhebt von angeschlossenen Grundstücken Einleitungsgebüh-
ren für das Einleiten von vorgereinigtem oder nicht vorgereinigtem 
Schmutzwasser und von Niederschlagswasser. Er erhebt von ange-
schlossenen und nicht angeschlossenen Grundstücken für die Ent-
sorgung des Abwassers aus abflusslosen Gruben und Grundstücks-
kläranlagen Beseitigungsgebühren.“

2. § 3 – Grundgebühr – wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Grundgebühr wird nach der jeweiligen Durchflussgröße 

(Q3 oder Qn) der verwendeten Wasserzähler berechnet. Soweit 
Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird die Durchflussgröße 
geschätzt, die nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme 
messen zu können.

(2) Die monatliche Grundgebühr beträgt bei Anschluss an die lei-
tungsgebundene Entwässerungsanlage mit nachfolgender Zent-
ralkläranlage:

 Q3     4 oder Qn   2,5      9,50 €
 Q3   10 oder Qn   6,0     23,75 €
 Q3   16 oder Qn 10,0    38,00 €
 Q3   25 oder Qn 15,0    59,38 €
 Q3   40 oder Qn 25,0    95,00 €
 Q3   63 oder Qn 40,0  149,63 €
 Q3 100 oder Qn 60,0  237,50 €
(3) Die monatliche Grundgebühr beträgt bei Anschluss an die lei-

tungsgebundene Entwässerungsanlage ohne nachfolgender Zen-
tralkläranlage und mit Vorreinigung des Schmutzwassers:

 Q3     4 oder Qn   2,5      5,55 €
 Q3   10 oder Qn   6,0       13,88 €
 Q3   16 oder Qn 10,0    22,20 €
 Q3   25 oder Qn 15,0    34,69 €
 Q3   40 oder Qn 25,0    55,50 €
 Q3   63 oder Qn 40,0    87,41 €
 Q3 100 oder Qn 60,0  138,75 €
(4) Die monatliche Grundgebühr beträgt bei Anschluss an die lei-

tungsgebundene Entwässerungsanlage ohne nachfolgender 
Zentralkläranlage und mit Vorreinigung des Schmutzwassers in 
einer biologischen Grundstückskläranlage nach DIN 4261 Teil 2:

 Q3     4 oder Qn   2,5      4,55 €
 Q3   10 oder Qn   6,0       11,38 €

 Q3   16 oder Qn 10,0    18,20 €
 Q3   25 oder Qn 15,0    28,44 €
 Q3   40 oder Qn 25,0    45,50 €
 Q3   63 oder Qn 40,0    71,66 €
 Q3 100 oder Qn 60,0  113,75 €“

3. In § 4 – Einleitungsgebühr – erhält Absatz 6 Satz 1 folgenden Wort-
laut:

 „Wird vor der Einleitung in die öffentliche Entwässerungseinrichtung 
das Schmutzwasser in einer biologischen Grundstückskläranlage 
nach DIN 4261 Teil 2 vorgereinigt, so beträgt der Anteil für die Ein-
leitung von Schmutzwasser 0,57 € pro m³ Abwasser.“

4. In § 4 – Einleitungsgebühr – wird Absatz 7 wie folgt gefasst:
 „Der Anteil für die Einleitung von Niederschlagswasser wird nach der 

befestigten Grundstücksfläche der an die öffentliche Entwässerungs-
einrichtung angeschlossenen Grundstücke berechnet. Er beträgt:
1. bei Behandlung in einer Zentralkläranlage jährlich 0,38 € pro m² 

befestigte Grundstücksfläche; 
2. ohne Behandlung in einer Zentralkläranlage jährlich 0,33 € pro 

m² befestigte Grundstücksfläche.“

5. § 10 – Pflichten der Gebührenschuldner – erhält in Absatz 2 Satz 1 
folgenden Wortlaut:

 „Bei Nichterfüllung von Zahlungsverpflichtungen gelten die Bestim-
mungen des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes (ThürVwZVG) vom 5. Februar 2009 (GVBl. 2009, S. 24) in 
der jeweils gültigen Fassung.“

Artikel 2
Bekanntmachung der Neufassung

Der Verbandsvorsitzende kann den Wortlaut der durch diese Satzung 
geänderten Gebüh-rensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckver-
bandes Trinkwasserversorgung und Ab-wasserbeseitigung Weiße Elster 
- Greiz (TAWEG) in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschrift an gel-
tenden Fassung im Amtsblatt für den Landkreis Greiz bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Greiz, den 19.01.2015
Grüner
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 21 Abs. 4 ThürKO
„Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, 
die in der ThürKO enthalten oder aufgrund der ThürKO erlassen worden 
ist, zustande gekommen, so ist die Verletzung unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Satzung gegen-
über dem Zweckverband unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. Dies 
gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung, die Ausfertigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Wurde eine 
Verletzung nach Satz 1 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.“

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

3. Satzung 
zur Änderung der Satzung für die Erhebung 

von Benutzungsgebühren für die Einleitung von 
Oberflächenwasser 

öffentlicher Straßen, Wege und Plätze 
in die öffentliche Entwässerungseinrichtung

vom 19.01.2015

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes TAWEG hat aufgrund 
der §§ 20 Abs. 2, 23 Abs. 1 S. 1 des Thüringer Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (Thür-KGG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 2001, S. 290), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. Juli 2013 (GVBl. 2013, S. 194), i. V. m. § 19 Abs. 1 der Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. 2003, S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. März 2014 (GVBl. 2014, S. 82), i. V. m. §§ 2, 10 und 12 des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19.  September 2000 (GVBl. 2000, S. 301), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. März 2014 (GVBl. 2014, S. 82), in ihrer Sitzung am 
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24. November 2014 folgende 3. Satzung zur Änderung der Satzung für die 
Erhebung von Benutzungsgebühren für die Einleitung von Oberflächen-
wasser öffentlicher Straßen, Wege und Plätze in die öffentliche Entwässe-
rungseinrichtung vom 23. November 2006 (ABl. f. d. LKr. Greiz 2006, S. 
181) beschlossen:

Artikel 1
Änderungsbestimmungen

§ 4 – Gebührensatz – erhält folgenden Wortlaut:
„Die Benutzungsgebühr beträgt für Straßen, Wege und Plätze der 
Gemeinden
1.  bei Behandlung in einer Zentralkläranlage jährlich 0,58 € pro m²
2.  ohne Behandlung in einer Zentralkläranlage jährlich 0,43 € pro m²
und für die des Bundes, des Landes und des Landkreises
3.  bei Behandlung in einer Zentralkläranlage jährlich 0,69 € pro m²
4.  ohne Behandlung in einer Zentralkläranlage jährlich 0,51 € pro m².“

Artikel 2
Bekanntmachung der Neufassung

Der Verbandsvorsitzende kann den Wortlaut der durch diese Satzung 
geänderten Satzung für die Erhebung von Benutzungsgebühren für die 
Einleitung von Oberflächenwasser öffentlicher Straßen, Wege und Plätze 
in die öffentliche Entwässerungseinrichtung in der vom Inkrafttreten der 
Rechtsvorschrift an geltenden Fassung im Amtsblatt für den Landkreis 
Greiz bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Greiz, den 19.01.2015
Grüner
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 21 Abs. 4 ThürKO
„Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, 
die in der ThürKO enthalten oder aufgrund der ThürKO erlassen worden 
ist, zustande gekommen, so ist die Verletzung unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Satzung gegen-
über dem Zweckverband unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. Dies 
gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung, die Ausfertigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Wurde eine 
Verletzung nach Satz 1 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.“

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

3. Satzung 
zur Änderung der Satzung für die Erhebung 
einer Kommunalabgabe zur Abwälzung der 

Abwasserabgabe für Kleineinleiter
des Zweckverbandes Trinkwasserversorgung 

und Abwasserbeseitigung Weiße Elster - Greiz 
(TAWEG)
vom 19.01.2015

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes TAWEG hat aufgrund 
der §§ 20 Abs. 2, 23 Abs. 1 S. 1 des Thüringer Gesetzes über die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (Thür-KGG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 2001, S. 290), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Juli 2013 (GVBl. 2013, S. 194), i. V. m. § 19 Abs. 1 der 
Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 2003 (GVBl. 2003, S. 41), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. März 2014 (GVBl. 2014, S. 82), i. V. m. § 2 des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19.  September 2000 (GVBl. 2000, S. 301), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. März 2014 (GVBl. 2014, S. 82), i. V. m. § 9 Abs. 2 
des Ab-wasserabgabengesetzes (AbwAG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Januar 2005 (BGBl. I 2005, S. 114), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 2. September 2014 (BGBl. I 2014, S. 1474), i. V. m. §§ 7, 8 des 
Thüringer Abwasserabgabengesetzes (ThürAbwAG) vom 28.  Mai 1993 
(GVBl. 1993, S. 301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 

2007 (GVBl. 2007, S. 267), in ihrer Sitzung am 24. November 2014 die 
folgende 3. Satzung zur Änderung der Satzung für die Erhebung einer 
Kommunalabgabe zur Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinleiter 
des Zweckverbandes Trinkwasserversorgung und Ab-wasserbeseitigung 
Weiße Elster - Greiz (TAWEG) vom 10. Dezember 2003 (Abl. f. d. LKr. 
Greiz 2004, S. 18) beschlossen:

Artikel 1
Änderungsbestimmungen

§ 6 – Abgabesatz – erhält folgenden Wortlaut:
„Der Abgabesatz beträgt 0,81 €/m³.“

Artikel 2
Bekanntmachung der Neufassung

Der Verbandsvorsitzende kann den Wortlaut der durch diese Satzung 
geänderten Satzung für die Erhebung einer Kommunalabgabe zur 
Abwälzung der Abwasserabgabe für Klein-einleiter des Zweckverbandes 
Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung Weiße Elster - Greiz 
(TAWEG) in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschrift an geltenden 
Fassung im Amtsblatt für den Landkreis Greiz bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Greiz, den 19.01.2015

Grüner 
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 21 Abs. 4 ThürKO
„Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in der Thür-KO enthalten oder aufgrund der ThürKO erlassen 
worden sind, zustande gekommen, so ist die Verletzung unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber dem Zweckverband unter Bezeichnung des Sachverhalts, der 
die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung, die Aus-
fertigung oder die Bekanntmachung der Sat-zung verletzt worden sind. 
Wurde eine Verletzung nach Satz 1 geltend gemacht, so kann auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend 
machen.“

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

HAUSHALTSSATZUNG 
des Gewässerunterhaltungsverbandes Elstertal 

für das Haushaltsjahr 2015
Auf der Grundlage der §§ 23 und 36 ThürKGG i. V. m. § 57 ThürKO erlässt 
der Gewässerunterhaltungsverband Elstertal  folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der beigefügte Haushaltsplan  wird hiermit festgesetzt
im Verwaltungshaushalt die Einnahmen 
und die Ausgaben      406.676 Euro 

und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen 
und in den Ausgaben mit                  0 Euro

§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 
sind nicht vorgesehen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht fest-
gesetzt.

§ 4
Erhebliche Ausgaben im Sinne des § 60 Abs. 2 Nr. 2  sind Ausgaben über 
3 % der Gesamtausgaben des Verwaltungs- und Vermögenshaushaltes.
Erhebliche Ausgaben im Sinne des § 58 Abs. 1 sind Ausgaben über  
2.500 €.
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§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
gaben nach dem Haushaltsplan wird auf 50.000 Euro festgesetzt.

§ 6
Die Erhebung der Umlage laut § 9 (1) der Verbandssatzung des GUV Els-
tertal vom 12.12.2006 in der jeweils geltenden Fassung wird für das Jahr 
2015 mit 19.176,00 € festgesetzt (0,75 € je Einwohner Stand 31.12.2013).

§ 7
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01.01.2015 in Kraft.

GUV Elstertal
Münchenbernsdorf, den 19.12.2014

Höfer
Verbandsvorsitzender

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 liegt 2 Wochen, beginnend mit 
dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Haushaltssatzung, in der Ver-
waltungsgemeinschaft Münchenbernsdorf, 07589 Münchenbernsdorf, Karl-Marx-
Platz 13, Zimmer 26 zu den Sprechzeiten aus. 
Am gleichen Ort, ebenfalls zu den Sprechzeiten, besteht gemäß § 57 Absatz 3 Satz 3 
Thüringer Kommunalordnung die Möglichkeit zur Einsichtnahme des Haushalts-
planes bis zur Entlastung und Beschlussfassung über die Jahresrechnung dieses 
Haushaltsjahres.

Diese öffentliche Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Seite 
www.landkreis-greiz.de veröffentlicht.

Öffentliche Stellenausschreibung
In der Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes

 ist im Rahmen der Altersnachfolge  
zum 01.09.2015 die Stelle 

als Kämmerer/in 

mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden zu besetzen.

Zum Zweck der Erprobung wird diese Führungsposition zunächst befristet für zwei Jahre übertragen (§ 31 TvöD – Führung auf 
Probe).

Ihr Aufgabenbereich umfasst im wesentlichen folgende Tätigkeiten:

Allgemeine Leistungsaufgaben:

-  Leitung des Fachdienstes I-Interne Dienste, bestehend aus den Bereichen Finanzen, Steuern, Stadtkasse, Vollstreckung, Versi-
cherung, Personalverwaltung und Allgemeine Verwaltung in fachlicher, personeller, organisatorischer und finanzieller Hinsicht

-  Leitung der Abteilungen Finanzen und Personal, Bearbeitung grundsätzlicher Angelegenheiten

-  Entwicklung und Konzeptionelle Umsetzung aller erforderlichen Aufgaben und Organisationsstrukturen im Fachdienst

-  Sicherung der Leistungserbringung des Fachdienstes 

-  Erarbeitung von Entscheidungs- – und Beschlussvorlagen, Vertretung des Fachdienstes in parlamentarischen Gremien (Aus-
schüsse, Stadtrat), sowie gegenüber anderen Organisationseinheiten und nach außen 

-  Erarbeitung von Richtlinien, Daten und anderen Dokumenten zur Gewährleistung der Ordnungsmäßigkeit und Sicherheit bei 
der Haushaltswirtschaft

Spezielle Aufgaben:

-  Erarbeitung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes, einschließlich der Finanz- und Investitionsplanung

-  Mitwirkung bei der Erarbeitung von Wirtschaftsplänen der/des Eigenbetriebe(s)

-  Mitwirkung bei der Erarbeitung von Stellenplänen und Personalkonzepten

-  Erarbeitung des Jahresabschlusses und des Jahresabschlussberichtes

-  Klärung finanzieller Grundsatzfragen

-  Erarbeitung Schulden- und Kreditverwaltung

-  Erarbeitung von Statistiken- und Analysentätigkeit

-  Erarbeitung von Strategien zur Wahrung des Haushaltsausgleiches, ggf. Erarbeitung von Hauhaltsausgleichskonzepten

-  Verantwortung für die Erfüllung und Anwendung neuer Finanzmodelle (Kommunale Doppik)

-  Kontrolle und Überwachung der Kassentätigkeit in der Stadtverwaltung (Kassenaufsicht)

-  Verantwortung für die Auswertung der Prüfberichte der Rechnungsprüfung und der überörtlichen Prüfung

Fortsetzung auf Seite 40
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Impressum Amtsblatt
Herausgegeber: Landratsamt Greiz, Dr.-Rathenau-Platz 11, 07973 Greiz

Verantwortlich: Landrätin Martina Schweinsburg

Druck: Schenkelberg Druck Weimar GmbH

Verlag: Verlag Dr. Frank GmbH, Ludwig-Jahn-Straße 2, 07545 Gera

Das Amtsblatt erscheint bei Bedarf und ist unentgeltlich erhältlich im Landratsamt Greiz, Dr.-Rathenau-Platz 11 (Eingangsbe-
reich bzw. Pressestelle, Zi. 108), sowie in der Ansprechstelle Zeulenroda-Triebes, Goetheallee 17 und der Straßenverkehrsbehörde 
in Weida, Am Schafberge 5. Im Bedarfsfall können kostenlose Einzelexemplare beim Landratsamt Greiz, Pressestelle, Dr.-Rathe-
nau-Platz 11, 07973 Greiz, gegen Übernahme der Portokosten bestellt werden.

Sie verfügen über folgende Voraussetzungen:

Sie haben ein abgeschlossenes Fachhochschulstudium auf dem betriebswirtschaftlichen oder finanzwirtschaftlichen Gebiet oder 
verfügen mindestens über einen Abschluss als Verwaltungsfachwirt/in.
Sie verfügen über tiefgründige sehr gute Kenntnisse im öffentlichen Haushalts-, Kassen-, und Rechnungswesen, auf dem Gebiet 
der Kameralistik, wie der kaufmännischen Buchführung, des Kreditwesens sowie der Kosten- und Leistungsrechnung und haben 
Idealerweise Erfahrungen in einer vergleichbaren Leistungstätigkeit.
Sie beherrschen den Umgang mit der EDV und haben Kenntnisse von Finanzsoftware.
Sie sind eine verantwortungsbewusste, engagierte und teamfähige Persönlichkeit mit ausgeprägte Führungs- und Sozialkompe-
tenz.
Sie denken und handeln analytisch und zielorientiert. 
Entscheidungsfreudigkeit, Flexibilität sowie Durchsetzungs- und Integrationsvermögen, Einfühlungsvermögen, Konfliktfähigkeit 
und Verhandlungsgeschick gehören zu Ihren Grundkompetenzen.
Sie verfügen über ein hohes Maß an Einsatzbereitschaft auch außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit, an Belastbarkeit und Selbst-
ständigkeit. Sie treten kompetent und bürgerfreundlich auf.

Wir bieten Ihnen:

-  ein sehr verantwortungsvolles, interessantes und vielseitiges Aufgabengebiet

-  eine Tätigkeit in einem angenehmen Arbeitsumfeld

-  die Bezahlung nach TVöD mit der Entgeltgruppe 11 

Ihre aussagekräftige schriftliche Bewerbung (insbesondere Lebenslauf, lückenloser Tätigkeitsnachweis, Zeugnisse der Berufs- 
bzw. Studienabschlüsse, Arbeitszeugnisse, Referenzen) richten Sie bitte bis 31.03.2015 an die:
Schwerbehinderte Bewerber/-innen finden bei gleicher Eignung bevorzugte Berücksichtigung.

Stadt Zeulenroda-Triebes
Bürgermeister
Herr Dieter Weinlich
Markt 1
07937 Zeulenroda-Triebes

Bei Wunsch um die Rücksendung der Bewerbungsunterlagen  bitten wir einen adressierten und ausreichend frankierten Umschlag 
beizufügen. Die im Zusammenhang mit der Bewerbung evtl. entstehenden Kosten können nicht erstattet werde.

Dieter Weinlich
Bürgermeister
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